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beit einer Reihe von Jahren sind in Europa bemerkenswerthe Be- 
strebungen hervorgetreten, deren Ziel dahin geht, gewisse Fundamental- 
sätze des, im Internationalen Transport- Verkehr zur Geltung kommenden 
Staats- und Privatrechtes auf eine gleichförmige Weise zu regeln. 

Unter dem Einflüsse dieser Bewegung stehen sowohl der Post-Ver- 
kehr, wie das Eisenbahnfracht-Geschäft und namentlich die Seeschifffahrt. 
Während auf den beiden zuerst genannten Gebieten bereits Erfolge erzielt 
worden , beziehungsweise die Dinge im Flusse sind , ist auf dem letzten 
zwarEiniges vorbereitet, aber noch so gut wie Nichts positiv erreicht, obgleich 
doch offenbar dieses- Verkehrsgebiet wegen seiner weltumfassenden Aus- 
dehnung und seiner hervorragenden volkswirthschaftlichen und politischen 
Bedeutung am Meisten nach einer für alle in Verkehr stehenden Nationen 
gleichen Regelung des in Betracht kommenden Rechtes drängt. Die 
Schuld daran trägt wohl mit die Schwierigkeit, den Stand der betreffenden 
Landesrechte, welche in mehreren Seestaaten nicht einmal codificirt sind, 
im Originaltexte zu erforschen. 

Um so dankbarer ist es anzuerkennen, dass die letzten Jahre auf 
dem Europäischen Continente, Dank den Bemühungen des in Gent ge- 
gründeten Institut de droit international und der Association for the 
reform and codification of the law of nations, beträchtliche Aufklärung 
über manche der in Rede stehenden internationalen Seerechts -Beziehungen 
verbreitet haben. Durch die Verhandlungen und Publicationen dieser 
beiden Vereinigungen dürfte der Boden, welcher die Saat des Gesetz- 
gebers aufnehmen und zur Reife führen soll, die nöthige Vorbe- 
reitung für gewisse Materien erhalten haben, so dass der Augenblick für 
den Beginn bezüglicher Mitthätigkeit der legislatorischen Kräfte in 
mancher Richtung geeignet zu sein scheint. 

Zu den am Meisten durchgearbeiteten, hier einschlagenden Rechts- 
materien gehört wohl unstreitig die Rechts - Materie der grossen Haverei 
(avarie grosse), denn die betreffenden Fragen sind bereits von der Englischen 
National Association for the Promotion of Social Science in den Jahren 
1860 — 1864 und neuerdings, in den Jahren 1876 und 1877, von der Asso- 
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ciation for the reform and codification of the law of nations erwogen und 
durch Adoptirung von 12 Regeln, den sogenannten York and Antwerp Rules, 
zu einem gewissen Abschluss gebracht worden. Diese 12 Regeln, welche 
rf©3^ in Englischer, Deutscher und Französischer Sprache beigefügt werden, 
^li^'^^' sind ein Ausfluss der Ansicht hervorragender Sachverständiger (Dis- 
pacheure, Rheder, Juristen, Assecuradeure) aus den Ländern Gross- 
Britannien, Belgien, Deutschland, Dänemark, Schweden, Norwegen, den 
Niederlanden und den Vereinigten Staaten Nord-Amerikas. 

Darzuthun, dass auf der Grundlage dieser York and Antwerp Rules 
eine internationale gesetzliche Regelung des Rechts - Verhältnisses der 
grossen Haverei wohl ausführbar erscheint, ist der Zweck dieser Denk- 
schrift. Dazu will sie nicht nur anregen, sondern auch durch Herbei- 
schaffung und Sichtung des gesetzlichen Stoffes die Durchführbarkeit er- 
weisen und den, mit der legislatorischen Behandlung zu Betrauenden die 
Arbeit erleichtem. 

Das Rechts-Verhältniss der grossen oder gemeinschaftlichen Haverei 
(avarie grosse) beruht an und für sich auf einfachen Prinzipien, die sich 
etwa wie folgt zusammenfassen lassen: Wenn auf einer Seereise zur 
Beseitigung oder Verringerung einer Schiff oder Ladung be- 
drohenden Gefahr absichtlich ein Opfer gebracht wird, so soll 
dasselbe von Allen getragen werden, denen es zum Vortheil 
gereicht hat. Indessen hat sich, trotz der Einfachheit der leitenden 
Grundsätze, die praktische Anwendung derselben im Laufe der Jahr- 
tausendp äusserst verschieden gestaltet. Es sind sogar in den Gesetz- 
gebungen der einzelnen Länder besondere Systeme zum Ausdruck ge- 
langt, welche zwar das Grundprinzip noch adoptiren, indessen bei der 
Durchführung alsbald den gemeinschaftlich einzuschlagenden Weg ver- 
lassen und weiter und weiter sich von einander entfernen. 

Diese sämmtlichen Systeme haben zur Voraussetzung, dass an Schiff 
oder Ladung oder an beiden ein ausserordentliches, ungewöhnliches Opfer 
— gleichviel ob dasselbe in einer absichtlichen Beschädigung der be- 
theiligten Gegenstände oder in Geldausgaben bestand — gebracht wurde, 
welches Opfer den Zweck hatte, beide Interessen (Schiff und Ladung) aus 
einer wirklichen, imminenten und unmittelbaren Gefahr zu erretten. Aber 
schon die Beurtheilung, ob ein solches Opfer als ein ausserordentliches und 
ungewöhnliches zu betrachten ist, oder ob der Schiffer, in Folge seiner Ver- 
pflichtungen aus dem Frachtvertrage, dasselbe bringen musste, ohne eine 



- 7 — 

besondere Entschädigung von der Ladung dafür einfordern zu dürfen, ist 
eine wesentlich verschiedene. 

Die höchsten Ansprüche an den Verfrachter stellt bekanntlich das 
Englische Recht. Vom Englischen Schiffscapitain wird verlangt, dass er, 
ohne Anspruch auf theilweisen Ersatz des Schadens zu haben, die Segel 
des Schiffs aufs Aeusserste anstrenge, um der Strandung oder gefahrlichen 
Klippen zu entgehen oder um vor Feinden oder Seeräubern zu entfliehen; 
dass er unentgeltlich Heizungsmaterial hergebe, damit durch eine erhöhte 
Anspannung der Kessel und Maschinen versucht werde, das auf den Strand 
gerathene Dampfschiff wieder abzubringen. Die bei einer Vertheidigung 
gegen den Feind oder Seeräuber aufgewendete Munition wird dem Britischen 
Schiffsrheder ebensowenig in avarie grosse zurückerstattet wie der dem 
Schiffe bei diesem Anlass zugefügte Schaden. Die bei dem Kampfe ver- 
wundeten Seeleute haben keinen Anspruch auf Entschädigung an die 
Ladung, welche sie mit vertheidigt haben. Die Mehrkosten, welche da- 
durch entstehen, dass zum Zweck der Errettung aus gemeinschaftlicher 
Gefahr ein Nothhafen aufgesucht wird, wie z. B. die vermehrte Ausgabe 
für Steinkohlen und Maschinen - Verbrauchsgegenstände , die Heuer und 
der Unterhalt der Schiffsmannschaft im Nothhafen, sind vom Englischen 
Rheder allein zu tragen, und muss er den Ersatz derselben lediglich in 
der Fracht suchen. 

Andere Staaten verlangen dagegen solche Extra-Leistungen vom Ver- 
frachter nicht. In Portugal, Dänemark, Italien, Spanien und unter beson- 
deren Verhältnissen auch in Frankreich hilft die Ladung und die Fracht den 
durch Prangen entstandenen Schaden mittragen. Die im Kampfe verwun- 
deten Matrosen erhalten von den Ladungs- und Fr&cht- Interessenten 
in allen anderen Ländern eine Entschädigung. Der dem Schiffe bei 
der Vertheidigung gegen feindliche oder räuberische Anfalle zugefügte 
Schaden wird sonst überall in grosser Haverei vergütet. Die dabei 
verwendete Munition ist ausser in Gross - Britannien nur noch in 
Holland und Portugal vom Rheder allein zu bezahlen; Kost und 
Monatsgelder der Schiffsbesatzung im Nothhafen werden nach Deutschem, 
Schwedischem, Norwegischem, Dänischem, Italienischem, Holländischem, 
Amerikanischem, Portugiesischem Rechte unter der Voraussetzung, dass der 
Nothhafen zur Vermeidung einer dem Schiffe und der Ladung im Falle 
der Foirtsetzung der Reise drohenden gemeinsamen Gefahr angelaufen 
wurde, stets von Schiff, Ladung und Fracht, nach den Grundsätzen der 
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grossen Hsuverei gemeinschaftlich getragen, während in Frankreich, Belgien 
und Spanien die Häverei-Vertheilung wenigstens dann stattfindet, wenn 
die Reparatur im Nothhafen die Beseitigung eines avarie grosse-Schadens 
bezweckte, und das Schiff auf Zeit gechartert wurde. 

Abgesehen von vorstehenden Abweichungen der verschiedenen avarie 
grosse-Gesetze untereinander, besteht die wesentlichste Differenz in der ver- 
schiedenartigen Classificirung der mit dem ursprünglichen Haverei-Acte in 
Causalzusammenhang stehenden indirecten Schäden und Kosten. In 
dieser Hinsicht giebt es drei eigenartige, wenn auch nicht 
scharf gesonderte Systeme. 

Das erste System, dessen Vertretung vornehmlich im Spanischen 
Rechte stattfindet, rechnet die auf einen ersten Schaden folgenden 
ferneren Schäden und Kosten zur grossen oder besonderen Haverei, 
je nachdem der ursprüngliche Schadenfall zur grossen oder beson- 
deren Haverei gehört. Sind z. B. Masten gekappt. Taue oder Segel 
weggeschnitten, Anker, Ankertaue oder Ankerketten geschlippt oder ge- 
kappt worden, um Schiff und Ladung vor dem Untergange zu bewahren, 
so sind, wenn in Folge dessen ein Nothhafen angelaufen wird, auch die 
im Nothhafen ferner entstehenden Kosten und Schäden grosse Haverei, 
wie z. B. die Kosten des Einlaufens und Auslaufens, die Aufenthaltskosten 
im Hafen, die Löschung und Wiedereinladung und Stauung der Ladung, 
die dabei entstandenen Schäden u. s. w. Die aufgezählten Nothhafenkosten 
und Schäden würden in Spanien zur besonderen Haverei gerechnet werden 
müssen, wenn der auszubessernde Schaden am Schiff selbst „besondere 
Haverei" ist. Dem Spanischen Rechte ist das Französische in vielen 
Beziehungen nahe verwandt. 

Das zweite, das sogenannte common safety System, welches 
in ^England Geltung hatjlässt die Fortwirkung des Haverei-Actes sofort auf- 
hören, nachdem die (vor dem Havereifall gefährdete) Sicherheit wiederher- 
gestellt ist; und zwar kommt dabei nicht in Betracht, dass die einzelnen 
Interessen, nachdem sie vorher wieder vereinigt, Sicherheit erlangt 
haben, sondern das System bedingt nur, dass die betreffenden Gegen- 
stände — Schiff, Fracht und Ladung — für sich nicht mehr in Gefahr 
befindlich sind. So werden die Kosten des Einlaufens in den Noth- 
hafen in England zwar in avarie grosse vergütet, unabhängig davon, 
ob das Angehen des Nothhafens in Folge einer voraufgegangenen avarie 
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grosse-Maassregel oder wegen eines Seeuntüchtigkeit des Schiiffs zur Folge 
habenden Particular-Schadens geschah; aber mit deren Ersatz hören die 
avarie grosse-Kosten auf, so dass jedes Interesse von da ab im Nothhafen 
durch Vermittelung des Capitains für sich zu sorgen hat. 

• . Endlich das dritte — das sogenannte common benefit — 
System, lässt die avarie grosse fortdauern, obgleich die gemeinschaftlich 
engagirten Interessen bereits wieder in Sicherheit gebracht waren. Nicht 
die Herbeiführung gemeinsamer Sicherheit, sondern der gemeinsame Vortheil, 
welcher aus den absichtlich getroffenen zweckdienlichen Maassnahmen her- 
vorgeht, ist für dieses System ausschlaggebend. 

Der umstand, dass die Grenze, bis zu welcher eine zum allgemeinen 
Besten vorgenommene Maassregel fortwirkt, in den Staaten, welche den 
dritten prinzipiellen Standpunkt adoptirt haben, nicht übereinstimmend 
normirt ist, hat abermals eine Verschiedenheit der Gesetze zur Folge. 
Innerhalb des dritten Systems bewegen sich die Codificationen von Deutsch- 
land, Holland, Portugal, Dänemark, Schweden, Norwegen, Italien, sowie 
das Amerikanische avarie grosse-Recht. * Belgien hat den grössten Theil 
vom Französischen Handelsgesetzbuch angenommen, welches indessen durch 
die Platz-Usancen von Antwerpen modificirt ist. Russland besitzt eine, 
nur die Oberfläche der in Betracht kommenden Fragen berührende Codi- 
fication und folgt meistentheils den Vorschriften des A. D. H.-G.-B. 

Im Ferneren wird die Frage, welcher Zeitpunkt für die Fest- 
stellung der Schäden, der Vergütungsberechtigung und der 
Beitragspflicht entscheiden soll, nicht gleichlautend in den ver- 
schiedenen Gesetzen beantwortet. Bald ist der Augenblick des Antritts 
der Reise, bald der Zeitpunkt des Havereifalles, bald der Moment der 
Löschung im Bestimmungshafen maassgebend. Für manche Fälle ist die 
Frage unentschieden geblieben, so dass die obwaltende Rechtsunsicherheit 
vielfach zu Processen Anlass giebt. 

- Auch die Quoten, mit welchen die beitragspflichtigen Gegen- 
stände zum Ersatz der avarie grosse herangezogen werden, sind 
verschieden. In Frankreich, Belgien, Portugal, Italien trägt das Schiff mit der 
Hälfte seines Werthes, in Gross-Britannien, den Vereinigten Staaten Nord- 
Amerikas, den Niederlanden, in Spanien, Russland, Deutschland, Dänemark, 
Schweden und Norwegen mit seinem vollen Werthe bei. Noch verschiedener 
ist der beitragspflichtige Werth der Fracht. In Deutschland tragen zwei 
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Drittel des Bruttobetrages der Fracht zur avarie grosse bei, jedoch ist 
den Landesregierungen gestattet, die Quote auf die Hälfte zu ermässigen. 
In den Vereinigten Staaten Nord- Amerikas sind es bald zwei Drittel, 
bald nur die Hälfte der Fracht, welche beitragen. Die Hälfte des 
Bruttobetrages der Fracht gilt als beitragspflichtig in Frankreicl^, 
Italien, Belgien, Portugal, Russland, Schweden und Norwegen. In 
Dänemark wird ein Fünftel des Bruttobetrages für Heuer und 
Kosten von der Fracht abgezogen, so dass vier Fünftel beitragen. 
In England, Holland und Spanien ist nur ein allgemeines Prinzip in 
dieser Hinsicht aufgestellt. Dabei ist von einschneidender Bedeutung, 
dass in manchen Ländern, z. B. in Gross-Britannien Distanz-Fracht in 
der Regel nicht gezahlt wird, während andere Länder in gewissen Fällen 
eine Frachtquote pro rata itineris dem Verfrachter vergüten. Die Fracht 
für geworfene Güter ist in Frankreich und Italien vom Befrachter an den 
Rheder zu zählen, welcher damit zur avarie grosse beisteuern muss. 
In Deutschland erhält der Verfrachter die Fracht für geworfene Ladungs- 
theile von den . betheiligten Interessen in avarie grosse vergütet. Die 
Ueberfahrtsgelder von Passagieren (Passagegelder) werden theilweise der 
Fracht analog behandelt, theilweise (in Deutschland und Holland) sind 
dafür besondere gesetzliche Vorschriften erlassen. 

Die Entscheidung des Ortes sodann, wo die Dispache aufzu- 
machen ist, die Feststellung des zur Anwendung kommenden 
Rechtes erfolgt in den einzelnen Staaten noch nach abweichenden Gesichts- 
punkten. 

Während ferner in der Mehrzahl der Seefahrt treibenden Länder der 
Ladungseigner sich durch den Abandon der Waare für den 
darauf haftenden avarie grosse-Beitrag freimachen kann, ist 
der Eigenthümer der Ladung für die Zurückerstattung von aufgewende- 
ten Kosten unter Umständen in Gross-Britannien, Holland und Dänemark 
persönlich verhaftet. Er muss also eventuell mit seinem sonstigen Ver- 
mögen, seiner fortune de terre eintreten, nachdem die beitragspflichtige 
Ladung verloren gegangen ist. 

Endlich sind Rheder und Ladungseigner hinsichtlich derGarantieen, 

* 

betreffend die Sicherstellung ihrer avarie grosse- Ansprüche» 
bisweilen nicht gleiöhgestellt. In den meisten Ländern haben beide ein Pfand- 
recht an den beitragspflichtigen Gegenständen, in einigen besteht nur ein Re- 
tentionsrecht. In Gross-Britannien darf zwar der Rheder die beitrags- 
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Pflichtige Ladung bis nach. Erstattung ihres Beitrages zur avarie grosse 
zurückbehalten, während dem Ladungseigenthtimer ein gleiches Recht 
dem Schiff und der Fracht gegenüber nicht zusteht. 

Welche Folgen der augenblickliche, verschieden geartete Stand des 
aTarie grosse -Rechtes nach sich zieht, möge ein Beispiel, wie es jeden 
Tag in der Praxis vorkommen kann, erläutern. Dasselbe wird eindring- 
licher als alle theoretischen Aufzählungen dem mit dem Gegenstande 
noch nicht Vertrauten das obwaltende Bedürfniss einer einheitlichen 
internationalen Regelung erweisen. 

Angenommen, eine Deutsche Firma chartert zwei, ein und derselben 
Deutschen Rhederei gehörige Segelschiffe, um von New-York Petroleum nach 
Europa herüberzubringen. Das Deutsche Handelshaus kauft das Petroleum 
auf Speculation und ordnet an, dass die Capitaine Cork im Canal 
anlaufen, um Order einzuholen, wohin sie die während der See- 
fahrt verkauften Ladungen abliefern sollen. Als beide Schiffe in 
New-York beladen und segelfertig sind, schweben Unterhandlungen 
zwischen dem Deutschen Hause und einer Londoner Firma bezüglich des 
Verkaufes der Waare, welche dem Abschlüsse nahe sind. Im Hinblick auf 
die Wahrscheinlichkeit, das Geschäft perfect zu machen, versichert die 
Deutsche Firma beide Ladungen gegen die Gefahren der Seeschifffahrt zu 
Englischen (Lloyd's) Conditionen. (Diese Versicherungsart empfiehlt 
sich ihr um deshalb, weil der Englische Käufer lieber eine, auf Englische 
Versicherungs-Bedingungen lautende Polize nehmen wird, als eine andere, 
wovon ihm die zu Grunde liegenden auswärtigen Bedingungen nicht 
geläufig sind. Auch würde der Verkäufer bei Unterlegung der Eng- 
lischen Polize seine Tratten leichter bei einem Englischen Bankhause 
begeben können.) Beide Schiffe laufen gleichzeitig von New-York aus, 
erleiden unterwegs einen heftigen Sturm, der sie nach der Spanischen 
Küste verschlägt und entmastet, die Verbindungen der Schiffe lockert, 
und die Stauung der Ladungen in Unordnung bringt. Nachdem der 
Sturm überstanden, werden Nothmasten aufgerichtet, und die Capi- 
taine beschliessen, Spanische Nothhäfen anzulaufen, um die erlittenen 
Schäden, welche die Sicherheit von Schiff und Ladung gefährden, zu 
repariren. Kurz vor dem Einlaufen .in die Nothhäfen erhebt sich ein 
neuer Sturm, welcher die Schiffe auf den Strand zu werfen droht. 
Doch wird auch diese Gefahr, durch stärkere Anstrengung der Segel 
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(Prangen), wobei ein Theil derselben vom Winde zerrissen wird, abge- 
wendet und die Spanischen Halfen werden endlich erreicht. Dort werden 
Besichtiger ernannt, welchedieEntlöschungeinesTheils der Ladung, sowie 
die Verzimmerung des Schiffs anordnen. Nachdem die Beparatur vollendet, 
trifft die Nachricht von der Deutschen Firma ein, dass die eine Ladung 
nach London, die andere nach Kopenhagen verkauft ist. Beide Schiffe 
setzen die Keise fort, und das Eine erreicht ohne weiteren Unfall London, 
das Andere Kopenhagen. 

An den Bestimmungsorten ist die Classification der Schäden vorzu- 
nehmen, und es erfolgt die Aufmachung der avarie grosse-Dispachen nach 
dem jeweiligen Kechte des Ortes. Diesen Rechten zufolge hat die in 
London abgelieferte Ladung nur zu den Kosten des Einlaufens und des 
Löschens der Ladung im Nothhafen beizutragen, während die nach Kopen- 
hagen verkaufte Ladung, zufolge Dänischen avarie grosse-Rechtes sowohl 
zu den vorgenannten Kosten als auch zu denjenigen, welche durch das 
Wiedereinladen und Stauen der Ladung, durch den Aufenthalt des 
Schiffs im Hafen, durch Heuer und Unterhalt der Schiffsbesatzung 
im Nothhafen, durch das Wieder - Auslaufen des Schiffs entstanden 
sind, sowie zu den Schäden beizutragen hat, welche durch Prangen 
und bei der Löschung der Ladung in Leichterschiffe verursacht wur- 
den. Meldet sich nun der Eigenthümer der Kopenhagener Ladung 
bei seinem Assecuradeur in London, um von ihm den Beitrag zur avQ/rie 
grosse ersetzt zu erhalten, so erfahrt er, dass nach dem der Polize zu 
Grunde liegenden Versicherungs-Rechte nur derjenige Theil des Beitrags 
ihm erstattet wird, welcher nach Englischem Rechte in die avarie grosse 
fällt, d. h. die Kosten des Einlaufens in den Nothhafen und der Löschung 
der Ladung in die Leichterfahrzeuge. Alle übrigen, nach Dänischem 
Rechte statthaften Beiträge zur avarie grosse muss der Ladungseigner 
selbst tragen. 

So liefern zwei Geschäftsoperationen aixf Waareu, welche die näm- 
lichen Reisezufalle erfahren haben, ganz verschiedene Resultate. 

Wie verschieden die Gesetze der einzelnen Seestaaten den oben ge- 
schilderten Unfall behandeln, zeigt nachfolgende Tabelle auf Seite 14 
und 15. 

Angesichts dieser Darstellung wird es keinem Zweifel mehr unter- 
liegen, wie lebhaft der legitime Seewaarenhandel an der gleichmässigen 
internationalen Regelung dieser Rechtsverhältnisse interessirt ist, die 
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seinen Geschäfts-Operationen diejenige Sicherheit und solide Rechnungs- 
Basis geben würde, die ihm heute leicht durch tückischen Zufall 
entzogen werden kann, der das wohlcalculirte, reelle Geschäft zum 
Wett-Geschäft umgestaltet. Diese Unsicherheit als Folge der heutigen 
Verschiedenartigkeit und die daraus folgenden Nachtheile sind nun von der 
Deutschen Handelswelt längst erkannt und in lebhaften Klagen verlautbart. 
Deshalb sind auch die Gesuche Deutscher Corporationen und Vereine in 
dieser Beziehung bereits in verschiedenartiger Form hervorgetreten. Er- 
wähnt mag z. B. werden die in der Anlage abgedruckte, an das Reichs- 
kanzleramt gerichtete Eingabe der Delegirten-Conferenz Norddeutscher See- 4^ 



und Handelsplätze, datirt vom 22. Mai 1874, sowie die anliegende dem Herrn ^^^^^/^ 
Kanzler des Deutschen Reichs im October 1877 von dem Vorsitzenden^^ '■ 

des Deutschen Zweievereins der Association for the reform and codification "^eiAl^v^^ 

... . ^ <. 

of the law of nations überreichte Adresse in derselben Sache, auch sei 

auf folgende Auszüge aus den Berichten von in der Frage interessirten 

Handelskammern Bezug genommen. 

So schreibt die Handelskammer zu Kiel in ihrem Jahresbericht für 

das Jahr 1874: 

„Mit besonderer Genugthuung vernahmen wir gegen Jahres- 
schluss, dass das Reichskanzleramt dem Projecte näher getreten, 
über Aufstellung eines Internationalen Seegesetzbuches mit den aus- 
ländischen Seemächten Verhandlungen einzuleiten. Zuvörderst schien 
es um die Auswahl von Fachmännern sich zu handeln, welche, sach- 
kundig in den Hauptfragen des Seerechts und Seeverkehrs, mit den 
Ausschüssen des Bundesraths besonders wichtige und minder schwer 
zu ordnende Punkte, namentlich betreffend das Frachtverkehrswesen 
und die grosse Haverei, festzustellen haben würden. Dabei wird 
nun freilich der Mangel einer geeigneten Grundlage, nämlich eines 
Deutschen Seegesetzbuches, sich fühlbar machen; indem die Bestim- 
mungen in Buch V des H.-G.-B. niemals ausreichend gewesen. 
Gleichwohl ist jenes Bedürfniss ein so dringendes, dass dessen Be- 
friedigung nicht bis zu stattgehabter Revision des D. H.-G.-B. wird 
aufgeschoben werden dürfen. Andererseits würde es u. E. ein ver- 
fehlter Schritt sein, wollte man heute «auf dem Wege, der Gesetz- 
gebung damit vorgehen, eine Reihe von Sonderbestimmungen des 
jetzt geltenden H.-G.-B. über See- und Handelsrechts -Verhältnisse 
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Prangen 


Kosten des 

Einlaufens in einen 

Notlihafen 


Kosten des Löschens 

der Ladung in 
Lichter, behufs Re- 
paratur des Schifft 


Sehaden 

an der Ladung 

beim Loschen 


Deutschland 

• 


Besondere U. 
Art. 709. Ziff. 3, 


Grosse H. 
Art. 708. Ziff. 4. 


Grosse H. 
Art. 708. Ziff.2u.4. 


Besondere H. 


Qross- 
Britannien 


Besondere H. 

• 


Grosse H. 


Grosse H. 


Besondere H. 

• 


Tereinigte 
Staaten Yon 
Norft-Amerika 


Besondere H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse U. 


Frankreich 


Besondere H. 


Grosse U. 


Grosse H. 

§ 400. Ziff. 7. 


Grosse U. 


Belgien 


Besondere H. 

• 


Grosse H. 


Grosse H, 


Besondere H. 


Die Niederlande 


Besondere H. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff: 10. 


Grosse H. 
Art 699. Ziff 14. 


Grosse H. 
Art.699.Ziff.14u.17. 


Spanien 


Grosse H. 


Besondere H. 


Besondere H. 


Grosse H. 


Portugal 


Grosse H. 
Art. 1816. Ziff. 3. 


Grosse H. 
Art. 1816. Ziff 10. 


Grosse H. 
Art. 1816. Ziff: 14. 


Grosse H. 


Italien 


Grosse H. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 10. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 12. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 14. 


Rassland 


Besondere H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Dänemark 


Grosse H. 
§ 6. Ges. V. 1850. 


Grosse H. 
§15. 


Grosse H. 
§ 16. 


Grosse H. 
§10. 


Schweden 


Besondere H. 
§ 150. Ziff. 5. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 


Norwegen 


Besondere H. 
§ 70. Ziff: 1. 


Grosse U. 

§ 69. Ziff. 8. 


Grosse H. 
§ 69. Ziff. 8 b. 


Grosse H. 
§ 69. Ziff. 1. 
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• 

Lagenniethe 


Kosten des Vi©der- 

einladens der 
Ladung und Stau- 
ung im Schiffe 


Hafenkosten 
während des Auf- 
enthalts 


Heuer und Unter- 
halt der Schiffs- 
besatzung 


Kosten des 
Wiederauslaufens 


Orosse H. 
Art. 708. Ziff. 4. 


Grosse H. 
Art. 708. Ziff. 4. 


Grosse H. 
Art 708. Ziff. 4. 


Grosse H. 
Art. 708. Ziff. 4. 


Grosse H. 
Art. 708. Ziff. 4. 


Besondere H. 


'von der Fracht zu 
tragen. 


von der, Fracht zu 
tragen. 


Yon der Rhederei 
zu tragen. 


von der Fracht 
zu tragen. 


Grosse H, 


Grosse H. 

• 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H, 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Besondere H. 


Grosse H. 


Besondere H, 


Besondere H. 


Grosse H. 


Besondere H. 


Grosse H. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff. 11. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff. 10. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff. 10. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff. 9. 


Grosse H. 
Art. 699. Ziff. 9. 


Besondere H. 


Besondere H. 


Besondere H. 


Besondere H. 
Art 936. Ziff. 11. 


Besondere H. 


Grosse H. 
Art. 1816. Ziff. 11. 


Grosse H. 
Art 1816. Ziff. 14. 


Grosse H. 
Art 1816. Ziff. 16. 


Grosse H. 
Art. 1816. Ziff: 9. 


Grosse H. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 12. 


Grosse H. 

§ 509. Ziff. 10. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 12. 


Grosse H. 
§ 509. Ziff. 11. 


Grosse H. 

• 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H, 
§16. 


Grosse H. 
§16. 


Grosse H. 
§16. 


Grosse H. 
§16. 


Grosse H. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 
§ 143. Ziff. 4. 


Grosse H. 


Grosse H. 
§ 69. Ziff. 8 b. 


Grosse H. 


Grosse H. 


Grosse H. 
§ 69. Ziff. 8d. 


Grosse H. 
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auf den allgemeinen bürgerlichen Verkehr auszudehnen. Vielmehr 
dürfte diese Ausgleichungsfrage am passendsten bei Gelegenheit 
der Aufstellung eines Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs, welche 
gleichzeitig und in Verbindung mit der Bevision des Handelsgesetz- 
buchs zu erfolgen hätte, erledigt werden." — 

Dieselbe Handelskammer berichtet im Jahre 1875: 

„Unsere Anschauungen und Desiderate hinsichtlich der seit 
Jahren vorbereiteten, aber heute noch unerledigten Reformen in 
solchen Zweigen der Gesetzgebung, welche unmittelbar die Interessen 
des Handels und Verkehrs berühren, haben wir in Berichten der 
Vorjahre (insbesondere pro 1873 und 1874) so ausführlich und 
übersichtlich niedergelegt, dass wir heute nur darauf zurückkommen, 
um auszusprechen, wie unsere Ansichten darüber unverändert, und 
nur noch bestärkt durch die Vorgänge des letzten Jahres, fortbe- 
stehen. Vornehmlich haben wir hier im Auge die Frage einer Reform 
des Eisenbahn-Concessionswesens und der Eisenbahn-Gesetzgebung 
überhaupt, sowie des Actien-Gründungswesens, ferner die Frage 
der Aufstellung eines Internationalen Seegesetzbuches, 
der Revision des Handelsgesetzbuches und der Handelsregister- 
Ordnung insbesondere, sowie einer Einführung von besonderen 
Handels- und Seegerichten." 
Die Vorsteher der Kaufmannschaft von Stettin sprachen sich in 

ihrem Bericht für das Jahr 1874 wie folgt aus: 

„Im Auftrage der Delegirten-Conferenz Norddeutscher See- und 
Handelsplätze hat die Handelskammer zu Bremen den Bundesrath 
ersucht, zur Herstellung eines internationalen Seegesetzbuches die 
Initiative zu ergreifen. Der Bundesrath hat diesem Ersuchen ent- 
sprochen und seine Ausschüsse für Justizwesen und für Handel und 
Verkehr beauftragt, Vorschläge für eine internationale Vereinbarung 
über solche Grundsätze des Privat -Seerechts, deren gleichförmige 
Anerkennung für den Seeverkehr unter verschiedenen Nationen von 
hervorragender Bedeutung ist, zu entwerfen und dem Bundesrath 
zur Genehmigung vorzulegen. Da gleichzeitig bestimmt worden ist, 
dass bei der Aufstellung dieser Vorschläge auch Fachmänner des 
Seerechts und Seeverkehrs mitwirken sollen, steht zu hoffen, dass 
unter richtiger Beschränkung auf die Hauptpunkte, insbesondere die 
Frachtverträge und die Haftpflicht der Rheder, ein Entwurf ausge- 
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arbeitet werden wird, welcher für die alsdann zu eröffnenden inter- 
nationalen Yerhandlungen eine geeignete und Erfolg versprechende 
Grundlage abgeben kann." 

Die Handelskammer in Bremen schreibt in ihrem Jahresberichte 
von 1874: 

„Ferner war es der Handelskammer als Vorort der Delegirten- 
Conferenz Norddeutscher See- und Handelsplätze vergönnt, den An- 
trag der Conferenz auf Herstellung eines Internationalen Privat-See- 
rechts bei dem Reichskanzleramte einzubringen. Bekanntlich hat 
der Bundesrath sich zustimmend zu dieser Anregung verhalten und 
ist gewillt, die Hand zu bieten zu dem Versuche, einige wichtige 
Theile des Seerechts international zu regeln." 

Ingleichen hat sich der Deutsche Nautische Verein in seinen Greneral- 
Versammlungen (1873, 1876 und 1878) wiederholt mit der Frage be- 
schäftigt und ist beim -Reichskanzleramte vorstellig geworden. — 

Das vorstehend Angeführte dürfte wohl hinreichen, um die hohe 
Zweckdienlichkeit und Nothwendigkeit einer internationalen Verständi- 
gung über das ayarie grosse-Recht nachzuweisen. 

Zum Beweise für die oben aufgestellte Behauptung, dass die im 
Eingang erwähnten York and Antwerp Rules, vom Deutschen Stand- 
punkte aus eine geeignete Grundlage bilden würden, auf welcher eine 
zusammenzuberufende internationale Conferenz von Delegirten der bethei- 
ligten Staaten verhandeln könnte, soll nachstehend die Geringfügigkeit 
der Abweichungen dieser Rules von den einschlagenden Bestimmungen 
des Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuches beleuchtet werden. Die 
nicht besonders erwähnten Regeln II, III, VI, IX, XI, XII weisen über- 
haupt keinen solchen Unterschied auf. 



Regel I. 
Seewurf von Deckladung. 



„Kein Seewurf von Deckladung soll als grosse Haverei vergütet 
werden. 

Jeder Aufbau, welcher nicht in das Gerippe des Schiffes ein- 
gebaut ist, soll als ein Theil des Decks des Schiffs betrachtet 

werden." 

2 
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Dieser Regel entspricht: Art. 710, Ziff. 1 des Deutschen Handels- 
gesetzbuches, lautend: 

„In den Fällen der grossen Haverei bleiben bei der Schadens- 
berechnung die Beschädigungen und Verluste ausser Ansatz, welche 
die nachstehenden Gegenstände betreffen: 

l) die nicht unter Deck geladenen Güter; diese Vorschrift findet 
jedoch bei der Küstenschifffahrt insofern keine Anwendung, als 
in Ansehung derselben Deckladungen durch die Landesgesetze 
für zulässig erklärt sind (Art. 567)." 

Da die Deutschen Particularstaaten von dem Vorbehalte des Art. 710 
keinen Gebrauch gemacht haben, so stimmt der erste Absatz von Begel I 
mit dem Deutschen Gesetz überein. 

Was dagegen den zweiten Absatz der Regel I betrifft, so ist die 
Frage, was als Verdeck eines Schiffes anzusehen ist und was nicht, 
bei der Berathung des Art. 567 von der Handelsrecht-Commission seiner 
Zeit eingehend erwogen worden. 

„Es wurde nämlich bemerkt, dass es bei der jetzigen Bauart der 
Schiffe (im Jahre 1868) sehr schwer sei, zu ermitteln, was als Verdeck 
betrachtet, namentlich ob die in neueren Zeiten über die ganze Länge 
der Schiffe sich ausdehnenden Hütten (dunettes) als Verdeck angesehen 
werden könnten oder nicht. 

Ueber diese Frage äusserten sich die Herren Abgeordneten vom 
Kaufmannsstande in verschiedener Weise. Ein Theil derselben sprach 
sich dahin aus, dass diese Hütten in der Regel ebenso fest gebaut und 
wohl kalfatert würden, wie der übrige Schiffskörper, dass man deshalb 
auch keinen Anstand nehmen dürfe, Güter in dieselben zu verladen, da 
diese dort gegen Seewasser und dgl. ebenso geschützt sein würden, als 
wenn sie unter den Luken untergebracht wären. Habe man ja auch 
kein Bedenken, in diese Hütten die Passagiere, die Mannschaft etc. unter- 
zubringen. 

Ein anderer Theil hielt dafür, dass diese Hütten keinesweges den- 
selben Schutz gewähren könnten, als die unter den Luken befindlichen 
Räume. Dieselben könnten nie so fest gebaut werden, wie die letzteren, 
sie seien keineswegs so fest mit dem ganzen Gefüge des Schiffes ver- 
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bUnden, däss sie nicht ton Sturzseen leicht beschädigt oder gar hinweg- 
gespült werden könnten. Nicht umsonst werde in Verklarungen etc. ein 
so grosses Gewicht darauf gelegt, dass der Schiffer erkläre, er habe die 
Luken fest verschlossen und verdichtet gehabt u. dgl. Es sei deshalb 
weit angemessener, die Ladung von Gütern in diese Hütten ohne Genehmi- 
gung der Betheiligten nicht zu gestatten, zumal dadurch Niemand be- 
schädigt, werde. 

Noch andere Mitglieder waren der Meinung, dass der Bau der in 
Rede stehenden Hütten sehr verschieden, bald fester, bald weniger sicher 
sei, so dass sich keine allgemeine Bestimmung rechtfertigen Hesse, und 
schlugen deshalb vor, es bei der Fassung des Entwurfes zu belassen, 
damit das Gericht in jedem einzelnen Falle zu entscheiden habe, ob eine 
Hütte als Verdeck anzusehen sei oder nicht." 

Diese letztere Ansicht ist schliesslich durchgedrungen, so dass in 
jedem einzelnen Falle nach den vorliegenden Umständen zu entscheiden 
ist, ob eine Verladung in einem auf dem Hauptverdecke befindlichen, ge- 
schlossenen Baum als Deckladung zu gelten habe oder nicht. (Protocolle 
S. 1875.) 

Inzwischen ist in einem rechtskräftigen Urtheil des Hamburger 
Handelsgerichts L A. am 2. September 1869 ausgesprochen worden, dass 
die auf dem Verdeck eines Schiffes errichteten Hütten hinsichtlich der 
Verladung von Gütern nur dann dem Schiffsraum gleichgeachtet werden 
könnten, wenn dieselben im festen Verband mit den Inhölzern stehen. 
(Vergl. Hamburgische Handelsgerichts-Zeitung 3. Band 1870. S. 36.) 

Es dürften mithin Deutscherseits schwerlich berechtigte Einwen- 
dungen gegen Adoptirung des zweiten alinea von Regel I erhoben 
werden. 



Regel IV. 
Kappen von Schiffstrttmmern. 

„Verlust oder Schaden, welche durch Kappen der Trümmer oder 
Ueberbleibsel von Rundhölzern oder von anderen Sachen, welche 
durch Seegefahr vorher gebrochen oder weggeführt sind, entstehen, 
sollen nicht als grosse Haverei vergütet werden." 

2* 



- 20 - 

Der Inhalt dieser Regel steht mit dem Deutschen Rechte insofern in 
Widerspruch, als es allerdings Fälle geben kann, in denen der Werth 
der Trümmer einer durch Seeunfall zerstörten Bemastung oder anderer 
Schiffstheile dann in aTarie grosse gebracht werden kann, wenn ihre Con- 
servirung dem Schiffe hätte gefahrlich werden können (vergl. Erkennt- 
nisse des Reichsoberhandelsgerichts, Band XVII, S. 190, Anm.); allein es 
sprechen theoretische und praktische Erwägungen gegen die Beibehaltung 
eines solchen Prinzips. 

Man kann wohl annehmen, dass selten Fälle vorkommen werden^ 
wo der Sturm Masten und Taue mit solcher Heftigkeit wegbricht, dass 
dieselben sich sofort von den übrigen Schiffstheilen lostrennen; in den 
meisten Fällen wird Axt oder Messer nachhelfen müssen, um das „ohne- 
hin Verlorene" abzuschneiden. Es ist also nur eine Beschleunigixng 
dessen durch Menschenhand, was die Naturkräfte doch in kürzester 
Frist nachholen würden. Gegen die Deutsche Auffassung lässt sich ferner 
geltend machen, dass dem Schiffer in solchen Fällen ein anderes Mittel 
der Rettung nicht mehr zu Gebote stehe. Nun ist aber aus den Motiven 
zu Art. 702 des A. D. H.-G. (Prot. S. 2686) ersichtlich, dass die Grund- 
sätze der grossen Haverei nur dann in Anwendung kommen sollen, wenn 
der Schiffer sich für die betreffende Maassregel entschlossen hat, so lange 
ihm noch eine Wahl unter den Mitteln zur Rettung blieb. So die 
Theorie. 

Die Praktiker wenden ein, dass es fast unmöglich sei, den Geld- 
werth der Schiffstrümmer im Augenblick des Wegkappens zu erweisen, 
man müsse daher in der Regel zu einem Auskunftsmittel greifen, indem 
man eine feste Quote, gewöhnlich die Hälfte des Werthes der gekappten 
Gegenstände in avarie grosse bringe. Hierdurch kämen aber sicherlich 
die Interessen von Ladung und Fracht vielfach zu Schaden. Endlich 
liegt eine grosse Versuchung für den Schiffer, dessen Schiff nur gegen 
Totalverlust versichert ist — ein Versicherungsmodus, der sehr häufig 
Platz greift — darin, das Wegkappen auch in weniger gefahrvollen 
Augenblicken vorzunehmen; denn auf diese Weise erhält er wenigstens 
einen Theil der verlorenen Takelung ersetzt, während er, wenn die Reste 
erhulten bleiben, gar keinen Ersatz empfangt. 
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Regel V. 
Freiwillige Strandnng. 

„Wenn ein Schiff absichtlich auf den Strand gesetzt wird, weil 
es im Sinken begriffen ist oder auf den Strand oder Felsen zutreibt, 
so soll der Schaden, welcher Schiff, Ladung und Fracht oder einem 
einzelnen oder mehreren dieser Gegenstände durch das absichtliche 
auf den Strand Setzen zugefügt wird, nicht als grosse Haverei ver- 
gütet werden." 

Zunächst herrscht eine Uebereinstimmung zwischen dem Text der 
Regel und dem Deutschen Rechte darin, dass derjenige Schaden, welcher 
entsteht, wenn ein Schiff absichtlich auf den Strand gesetzt wird, weil es 
auf den Strand oder Felsen zutreibt, niemals als avarie grosse vergütet 
wird, denn auch nach Deutschem Rechte wird die Strandung nicht mehr 
als eine freiwillige angesehen, wenn der Schiffer au einer Zeit, wo das 
Stranden schon unvermeidlich ist, den mindest gefährlichen Theil des 
Strandes aufsucht (Nümb. Prot. S. 2646). 

Dagegen besteht eine Abweichung, indem die Regel V nur den 
Specialbeweggrund einer absichtlichen Strandung „um das Sinken zu 
verhindern" behandelt, während Art. 708, Ziff. 3 des A. D. H.-G. den 
generellen Beweggrund „die Abwendung des Untergangs" betrifft, 
daran alDer wieder die Bedingung knüpft, dass das auf den Strand ge- 
setzte Schiff nachher auch wirklich wieder abgebracht wird und repa- 
raturfähig bleibt. 

Was erstens den Unterschied von „Sinken" und „Untergang" an- 
geht, so war die Deutsche Handelsrecht- Commission zwar darüber einig, 
dass die absichtliche Strandung nur in den dringendsten Fällen einen 
Anspruch auf Vergütung in avarie grosse begründen dürfe; sie lehnte 
aber einen bezüglichen Antrag, statt „Untergang" „Sinken" zu setzen 
mit 7 gegen 4 Stimmen ab. (Prot. S. 3654.) Für letzteren Antrag wurde 
geltend gemacht, dass es sich empfehle, im Gesetze nur diejenigen Fälle 
hervorzuheben, in welchen die Dringlichkeit der durch die Strandung 
abzuwendenden Gefahr ausser Zweifel sei, damit die Meinung nicht auf- 
tauchen könne, als sei es mit den Voraussetzungen nicht so genau zu 
nehmen und als] solle z. B. die freiwillige Strandung die Wirkungen der 
grossen Haverei schon dann hervorrufen, wenn das Schiff einigermaassen 
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im Sturm herumgetrieben und dergl. Dagegen sei keineswegs beab- 
sichtigt, mit dieser Fassung die Anwendbarkeit der Grundsätze über die 
grosse Haverei für alle anderen Fälle .der freiwilligen Strandung auszu- 
schliessen, sondern solle die Aufzählung einzelner Havereifälle im Gesetze 
nur die Bedeutung einer Exemplification haben. Baraus, dass einzelne 
Fälle erwähnt würden, andere unerwähnt blieben, würde man somit nicht 
folgern können, dass letztere niemals zur Havereivertheilung fuhren 
sollten; die Frage, auf welche nicht ausdrücklich genannten Fälle die 
Grundsätze über die grosse Haverei ausserdem noch Anwendung finden, 
werde vielmehr unter Anwendung der Art. 702, 705 und 706 von dem 
Richter zu entscheiden sein. Dagegen wurde von einigen Herren Ab- 
geordneten eingewendet: 

Es sei nicht zweckmässig, im Gesetze lediglich diejenigen Fälle zu 
erwähnen, die zu keinem Zweifel Veranlassung gäben, und die zweifel- 
hafteren der Praxis zu überlassen. Ein solches Verfahren führe voraus- 
sichtlich zu einer schwankenden und ungleichartigen Rechtsanwendung. 
Ausserdem sei zu befürchten, dass die beantragte Fassung (Abwendung 
des Sinkens) gegen die Intention des Herrn Antragstellers ausgelegt und 
zu einem argumentum e contrario Anlass gäbe, das hier sehr nahe liegen 
würde. (Prot. S. 2653 und 2654.) 

Hinsichtlich des letzten Absatzes vom Art. 708, Ziffer 3, lautend: 

„Wird das behufs Abwendung des Untergangs auf den Strand ge- 
setzte Schiff nicht abgebrächt oder nach der Abbringung reparatur- 
unfähig (Art. 444) befunden, so findet eine Havereivei^theilung 
nicht statt", 
ist zu bemerken, dass derselbe bezweckt, die Schiffer von einem gefähr- 
lichen Missbrauche der freiwilligen Strandung abzuhalten. 



Regel VIL 
Kosten im Nothliafen. 

„Wenn ein Schiff in einen Nothhafen unter solchen Umständen 
eingelaufen ist, dass die Kosten des Einlaufens als grosse Haverei 
zulässig sind, und wenn es von da mit seiner ursprünglichen Ladung 
oder einem Theile derselben wieder ausgelaufen ist, so. sollen auch 
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die entsprechenden Kosten des Auslaufens als grosse Haverei zulässig 
sein, und wenn die Kosten des Löschens der Ladung in solchem 
Nothhafen als grosse Haverei zulässig sind, so sollen auch die Kosten 
des Wiedereinladens und der Stauung solcher Ladung an Bord des 
betreffenden Schiffes, ebenso wie alle tagerungskosten der Ladung 
als grosse Haverei zugelassen werden." 

Hierzu ist zu erwähnen, dass die Regel VII die Voraussetzungen 
nicht angiebt, welche 

a) für die Kosten des Einlaufens in den Nothhafen, und 

b) für die Kosten des Löschens der Ladung im Nothhafen 
vorhanden sein müssen, um dieselben in avarie grosse zuzulassen. Mithin 
behält es sein Bewenden bei den bezüglichen gesetzlichen Vorschriften 
der einzelnen Länder, ein Umstand, der freilich die Aufmachung gleich- 
massiger avarie grosse-Dispachen zum Theil vereitelt. Das A. D. H.-G. 
schreibt für den ad a erwähnten Fall im Art. 708, Ziffer 4 vor, dass das 
Schiff zur Vermeidung einer dem Schiff und der Ladung im Fall der 
Fortsetzung der Keise drohenden gemeinsamen Gefahr einen Nothhafen 
angelaufen hat, und rechnet dahin insbesondere den Fall, wenn das Ein- 
laufen zur noth wendigen Ausbesserung eines Schadens erfolgt, welchen 
das Schiff während der Eeise erlitten hat, und zwar ist es gleichgültig, 
ob der zu reparirende Schaden selbst als grosse oder particuläre Haverei 
erscheint. (Prot. S. 2664.) 

Für den vorstehend unter b -bezeichneten Fall ist laut Art. 708, 
Ziffer 4 Voraussetzung, dass die Ladung wegen des Grundes, welcher 
das Einlaufen in den Nothhafen herbeigeführt hat, gelöscht werden muss. 

Dass die Kosten der Stauung der wieder an Bord gebrachten Ladung 
zur grossen Haverei gehören, ist im A. D. H.-G. nicht ausdrücklich aus- 
gesprochen, doch scheint dies selbstverständlich. Ebenso ist die in der 
Regel Vn gestellte Bedingung für die Havereivertheilung der Kosten des 
Auslaufens: „dass das Schiff mit seiner ursprünglichen Ladung oder 
einem Theile derselben wieder ausgelaufen sein muss" im A. D. H.-G. 
nicht enthalten, während das Deutsche Gesetz vorschreibt, dass die Kosten 
der Aufbewahrung der Ladung am Lande nur bis zu dem Zeitpunkte in 
die avarie grosse -Rechnung gestellt werden dürfen, in welchem dieselbe 
wieder an Bord hat gebracht werden können. 
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Regel VIII. 
Heaer and Unterhalt der Schiffsbesatznng im Nothhafen. 

„Wenn ein Schiff unter den in Nummer 7 bezeichneten Um- 
ständen in einen Nothhafen eingelaufen ist, so sollen die Heuer und 
die Kosten des Unterhalts des Schiffers und der Schiffsmannschaft 
▼on der Zeit des Einlaufens in den Nothhafen bis zur Zeit, wo das 
Schiff zur Fortsetzung der Reise wieder bereit gestellt ist, als grosse . 
Haverei vergütet werden." 

Ein Vergleich der vorstehenden Regel mit Art. 708 Ziffer 4 des AUg. 
Deutsch. H.-6. ergiebt, dass die Regel die Heuer und die Kosten des 
Unterhalts der Schiffsbesatzung bis zu dem Zeitpunkt in avarie grosse 
vergüten will, wo das Schiff zur Fortsetzung der Reise wieder bereit I 

gestellt ist, während das Deutsche Gesetz sich vorsichtiger dahin aus- 
spricht, dass diese Auslagen nur für die Zeit der Fortdauer des Grundes, 
welcher das Einlaufen in den Nothhafen herbeigeführt hat, in Rechnung 
gestellt werden dürfen. Liegt der Grund in einer noth wendigen Ausbesserung 
des Schiffs, so kommen ausserdem, zufolge Deutschen Handelsgesetzbuches , 
die vorerwähnten Kosten nur bis zu dem Zeitpunkt in Rechnung, in 
welchem die Ausbesserung hätte vollendet sein können. 

Die bezüglichen Bestimmungen des Deutschen Gesetzes sind in 
diesem Falle denjenigen der Regel VHI vorzuziehen, denn es darf der 
Schiffsgemeinschaffc nicht zugemuthet werden, dass sie dem Rheder die 
Heuer und den Unterhalt der Schiffsbesatzung über die Zeit hinaus er- 
setzen solle, in welcher, bei gutem Willen, die Reparatur des Schiffs hätte 
vollendet sein können. 

Regel X, 
Beitragspflielitige Werthe, 

„Der Beitrag zur grossen Haverei soll von dem wirklichen 
Werthe der beitragspflichtigen Gegenstände • am Ende des Unter- 
nehmens zuzüglich des als grosse Haverei für geopferte Gegen- 
stände vergüteten Betrages geleistet werden, wobei jedoch von der 
Fracht des Rheders und dessen Ueberfahrtsgeldem, welche noch 
Gefahr laufen, diejenigen Hafenkosten und Heuer abzuziehen sind, 
deren Aufwendung nicht erfolgt sein würde, wenn Schiff und Ladung 
zur Zeit des Havereifalles verloren gegangen wären, auch kommen 
ferner von dem Werthe der beitragspflichtigen Gegenstände alle 
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diejenigen Kosten in Abzug, welche auf dieselben nach Entstehung 
des grossen Ha verei- Anspruches verwendet worden sind". 
Abweichungen dieser Regel vom A. D. H.-G. sind vorhanden: 

1* Hinsichtlich der Beitragspflicht der Frachtgelder — Art. 723. 

2. Hinsichtlich der Beitragspflicht derüeberfahrtsgelder — Art. 723. 

3. Hinsichtlich des Abzuges gewisser Kosten von dem beitragspflich- 
tigen Werthe des Schiffs — Art. 719. 

ad 1. Die Regel X stellt das Prinzip auf, dass von der Fracht (sofern 
nicht vereinbart ist, dass die Fracht auch im Falle des Untergangs der 
Güter zu zahlen ist, oder dass, wenn sie vorausbezahlt ist, im gedachten 
Falle eine Rückzahlung nicht stattflnde) diejenigen Hafenkosten und Heuer 
abzuziehen sind, deren Aufwendung nicht erfolgt sein würde, wenn Schiff 
und Ladung zur Zeit des Havereifalles verloren gegangen wären. Dieses 
Prinzip ist insofern nicht ganz correct, als nicht nur Heuer und eigent- 
liche Hafenkosten, sondern auch etwaiges Lootsengeld, Leuchtfeuer- und 
Bakengeld, Schlepplohn, Quarantainegelder — überhaupt die sogenannte 
kleine Haverei, — in Abzug gebracht werden müssen. Auch hat die 
Deutsche Handelsrecht-Commission, angesichts der Schwierigkeit, welche 
die genaue Ermittelung solcher Abzüge verursacht, es seiner Zeit im 
Interesse der Rechtssicherheit für angezeigt gehalten, eine einheitliche 
Fixirung des Abzuges von einem Drittel der Bruttofracht gesetzlich anzu- 
ordnen, damit die Betheiligten im Voraus wissen könnten, nach welchen 
Grundsätzen ihre Rechte und Obliegenheiten bei Dispachirung von Haverei- 
schäden in Deutschland beurtheilt würden. 

Demzufolge tragen die Frachtgelder stets nur mit zwei Dritteln de& 
Bruttobetrages, welcher verdient ist, zur grossen Haverei bei. (Art. 723, 
Ziffer 1.) 

ad 2. Der Umstand, dass nach Deutschem Rechte die Fracht — 
vorbehaltlich einer anderweiten Vereinbarung — nicht zu zahlen ist, 
falls die Güter nach Antritt der Reise zu Grunde gehen, beziehungsweise 
aufgeopfert werden, während zufolge Art. 671, A. D. H.-G. die Ueber- 
fahrtsgelder auch dann im Verhältniss der zurückgelegten Reisestrecke 
zu zahlen sind, selbst wenn das Schiff nach Antritt der Reise verloren 
gegangen ist, lässt eine Gleichstellung der Fracht und der Ueberfahrts- 
gelder, wie sie in Regel X verordnet ist, in Deutschland nicht zu, sondern 
tragen die Ueberfahrtsgelder nach Deutschem Rechte nur mit dem Betrage 
bei, welcher auch dem Rheder wirklich gerettiet ist, d. h. der Betrag für 
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die übrig gebliebene Reisestrecke, anfangend von dem Orte, wo der Haverei- 
fall stattgefunden, endigend am Bestimmungsorte. (Art. 728, Absatz 3.) 
ad 3. Sind Schilden am Schiffe nach einem Havereifälle vor der 
Ankunffc am Bestimmungsorte, gleichviel ob dieselben vor oder nach dem 
avarie grosse -Acte entstanden sind, ausgebessert worden, so trägt das 
Schiff nebst Zubehör nur mit dem Werthe, welchen es in dem Zustande 
am Ende der Reise bei Beginn der Löschung hat, abzüglich des Werthes 
der noch vorhandenen Reparaturen und Anschaffungen, zur avarie grosse 
bei. Nach| Regel X soll nicht der Werth, sondern es sollen die Kosten 
solcher Aufwendungen abgezogen werden. — 



Die vorstehende Beleuchtung der Unterschiede zwischen den York 
and Antwerp Rules und dem Deutschen avarie grosse-Rechte beweist 
unstreitig, dass die obwaltenden Abweichungen nur Fragen untergeordneten 
Ranges betreffen, welche in keinem Verhältnisse zu den unschätzbaren 
Vortheilen stehen, die eine internationale Adoptirung der York and 
Antwerp Rules als Grundlage der bezüglichen Gesetze aller Länder 
mit sich führen würde. Der etwaigen Ansicht, dass die Deutschen Inter- 
essenten berechtigte erhebliche Einwände gegen die Annahme der Rules 
erheben können, dürfte somit die Berechtigung abzusprechen sein. — 

Für die Deutsche Reichsregierung kommt indessen, bevor sie den 
an sie gerichteten Wünschen, unsere Frage der internationalen Verein- 
barung zuzuführen, entspricht, besonders noch eine durchaus gewisser- 
maassen politische Erwägung in Betracht, nämlich die, ob auch schon der 
rechte Augenblick gekommen ist, an welchem der Antrag auf staatliche 
Regelung der \n Rede stehenden Materie bei den verschiedenen fremden 
Staats - Regierungen Aussicht auf Erfolg bietet. Diese Frage kann mit 
Fug und ohne Rückhalt bejaht werden, wie durch folgende Betrachtungen 
nachgewiesen werden dürfte. Zunächst fragt es sich dabei wohl, welche 
Abänderung der bestehenden Gesetze in den einzelnen Staaten zu erfolgen 
hätte, wenn die York and Antwerp Rules überall als internationale Ver- 
einbarung zixr Geltung gebracht werden sollen. 

Dies weist die beigefügte Tabelle nach, in welcher die Abweichungen 
der verschiedenen Landes -Oodiffcationen resp. Rechte von den Regeln 
angegeben sind. Die einschneidendste Differenz bringt die verschieden- 
artige Behandlung dqr Kothhafenkosten hervor, und zwar ist vornehm- 
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lieh Gross-Britannien und Spanien an der anderweiten Ordnung dieser 
Frage interessirt. In Gross-Britannien hat sich aber schon die öffentliche 
Meinung entschieden für die Adoptirung der bezüglichen Bestimmungen 
der York and Antwerp Rules ausgesprochen. Die Haltung Spaniens der 
Sache gegenüber ist unbekannt geblieben. 

Es möge nun gestattet sein, im Anschlüsse an diese Tabelle in die 
Untersuchung der Frage näher einzugehen, welche Hindernisse sich 
.Seitens der einzelnen Staaten in den Weg stellen könnten, um die inter- 
nationale Einführung der in den York and Antwerp Rules niedergelegten 
Bechtsgrundsätze durchzusetzen. Von grösster Bedeutung ist natürlich 
das Verhalten von 

dross-Britannlen. 

Von diesem Lande gehen indessen gerade die Bestrebungen aus, 
welche die gleichförmige Regelung des avarie grosse-Rechts zum Ziel 
haben. 

Sowohl die Society for the Promotion of Social Science, wie die 
Association for the reform and codification of the law of nations sind 
Englischen Ursprungs. Die Congresse beider Gi^sellschaften sind stets 
in hervorragendem Maasse von Englischen Sachverständigen besucht ge- 
wesen. Die einzige, der Bewegung widerstrebende Körperschaft Eng- 
lands sind „Lloyd's", der bekannte Verein von See-Assecuradeuren in 
London. Dieselben wollen die avarie grosse ganz abschaffen, oder sie 
doch möglichst einschränken, um den vielfach d^mit getriebenen Miss- 
brauch auf das geringste Maass herabzudrücken. Dieser. Standpunkt ist 
indess ein nicht berechtigter. Das Prinzip der avarie grosse ist ein 
so altes, es ist so mit dem Wesen des Seeverkehrs verwachsen, dass 
wenig Prophezeihungsgabe dazu gehört, um vorauszusagen, dass das 
Rechtsinstitut der avarie grosse Lloyd's überdauern wird. Aber auch 
eine fernere Einschränkung der avarie grosse wird Missbräuchen, welche 
ja unzweifelhaft häufig genug dabei vorkommen, nicht zu steuern ver- 
mögen. Der unredliche Rheder wird stets durch die See-Assecuranz das 
Mittel finden, um sich vor den meisten aus einer nachlässigen Erfüllung 
seiner Pflichten ihn treffenden Nachtheilen zu schützen. Es bleibt sich 
völlig gleich für ihn, ob die Schiffsinteressen - Gemeinschaft oder der 
Casco - Assecuradeur ihn entschädigt. Jeder, an den ungerechtfertigte 
Ansprüche herantreten, muss sich durch genaue Prüfung der Umstände 
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gegen üebervortheilung zu wahren suchen. Dies gilt für alle Geschäfts- 
verhältnisse. Da nun gegenwärtig es schon nicht die geringsten 
Schwierigkeiten macht, bei Lloyd's Versicherungs- Verträge mit der 
Clausel abzuschliessen: „general average accordingtoforeignstatement", 
so kann wohl angenommen werden, dass sich Lloyd's ohne Weiteres fügen 
werden, wenn einmal die Durchführung einheitlicher avarie grosse- 
Prinzipien gelungen sein sollte. 

Auf dem letzten Congresse der Association for the reform and codi- 
fication of the law of nations, welcher Ende August 1877 in Antwerpen 
stattgefunden hat, waren drei stimmführende Vertreter von Lloyd's er- 
schienen, und trotzdem sind die Regeln mit folgendem Stimmenverhältniss 
angenommen worden: 

Regel 1: dafür 26, dagegen 10 Stimmen. 
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Unterdessen gehen die Agitationen für die Herstellung eines inter- 
nationalen avarie grosse -Rechtes in Gross-Britannien mit Energie ihren 
Gang weiter. Die bedeutendsten Interessenten von London, Liverpool, 
Hüll, Cardiff sind entschlossen, die York and Antwerp Rules, wenn nöthig 
selbst ohne Mitwirkung der Regierung, in die Praxis einzuführen. Die 
Liverpooler Handelskammer u. A. hat am 14. December 1877 folgende 
Resolutionen einstimmig angenommen: 

1. Nach Ansicht der Versammlung ist es wünschenswerth, dass die 
York und Antwerpener avarie grosse -Regeln in Wirksamkeit 
gesetzt werden. 
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2. Die Versammlung wird ihr Möglichstes thun, um für diese 
Regeln Gesetzeskraft zu erlangen, soweit die Britische Seefahrt 
in Betracht kommt. Sie wird nach Kräften die in anderen 
Ländern in gleicher Absicht hinsichtlich der auswärtigen See- 
schifffahrt gemachten Anstrengungen unterstützen. 

3. Im Hinblick auf das starke Verhältniss, welches die Britische 
Seeschifffahrt dem Seehandel der Welt gegenüber einnimmt, ist 
es nicht wünschenswerth, dass der erste Punkt in Resolution 2 
um des zweiten willen verzögert werde; sondern sollte die vor- 
geschlagene Gesetzesänderung in Gross-Britannien unabhängig 
davon betrieben werden, was im Auslande geschieht. 

4. Um ein geschlossenes Vorgehen zu sichern, erscheint es wünschens- 
werth, dass die verschiedenen Comitees oder Körperschaften sich 
zunächst über einen gemeinsamen Plan verständigen, dessen 
Durchführung die Erreichung des in Rede stehenden Zieles am 
Besten sichern würde. Die Versammlung stellt deshalb vor- 
liegende Resolutionen als einen discutablen Ausgangspunkt hin, 
auf dessen Grundlage zu einer Einigung zu gelangen wäre. 

5. Nach Ansicht der Versammlung wird der wirksamste modus pro- 
cedendi der sein, — erstens, nach gemeinschaftlicher Ueberein- 
kunft zwischen Rhedern, Kaufleuten und Assecuradeuren in den 
Connossementen und Chartepartieen die Clausel aufzunehmen: 
„Im Falle von grosser Haverei erfolgt die Bezahlung gemäss 
den York and Antwerp Rules" und in den Seeversicherungs- 
Polizen, der Clausel, w'elche die Aufmachung der grossen Haverei 
nach fremdem Recht gestattet, hinzuzufügen: „oder gemäss den 
York and Antwerp Rules", so dass die Clausel nunmehr folgenden 
Wortlaut erhält: „Grosse Haverei, zahlbar gemäss fremden Rechtes 
oder gemäss den York and Antwerp Rules, wenn die Dispache 
danach aufgemacht ist" und zweitens — indem die Assecura- 
deure aufgefordert werden, eine Erklärung zu unterzeichnen, 
worin sie anerkennen, dass sie die Vertretung der grossen Haverei 
zufolge der Vorschriften in den York and Antwerp Rules in allen 
denjenigen Fällen übernehmen, in welchen der Versicherte ge- 
halten ist, dementsprechend zur grossen Haverei beizutragen. 

6. In erster Reihe sollten Schritte gethan werden, um eine gemein- 
same Anerkennung dieser Regeln durch die Verbände der Rheder, 
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Kauf leute und Assecuradeure des Vereimgten Britischen König- 
reichs zu erwirken, und sollten zu diesem Zwecke an alle inter- 
essirten Körperschaften entsprechende Mittheilungen gerichtet 
werden. 

7. Für die Einführung der York and Antwerp Rules in die Praxis 
sollte ein bestimmter Termin festgestellt werden, und schlägt die 
Versammlung als solchen den 1. Januar 1879 vor. 

8. Gleichzeitig mit diesen Maassnahmen wird empfohlen, durch 
Vermittelung des Handelsamtes oder auf anderem Wege Ver- 
handlungen mit Ihrer Majestät Regierung zu eröffnen, darauf 
abzielend, eine künftige, zweckentsprechende Gesetzgebung in 
Gross-Britannien und anderen Ländern herbeizuführen. Es wird 
femer empfohlen, dass der Ausschuss der Gesellschaft für Beform 
und Codification des Völkerrechts die betreffenden Verhandlungen 
einleiten möge. 

9. Der Vorsitzende der Versammlung möge beauftragt werden, die 
vorstehenden Resolutionen unter diejenigen Körperschaften und 
Personen zu vertheilen, die er zur Mitwirkung geeignet hält, 
und möge deren Ansicht eingeholt werden. 

Wie es den Anschein hat, steht aber auch die Britische Regierung 
diesen Bestrebungen wohlwollend gegenüber. Das Board of Trade und 
das Auswärtige Amt haben dem Vorsitzenden des letzten Congresses der 
Gesellschaft für Reform und Codiücation des Internationalen Rechtes im 
August vorigen Jahres noch schriftlich ihre Sympathie an den Ver- 
handlungen ausgedrückt. Es scheint also, als wenn die Englische Regierung 
davon überzeugt wäre, dass es gilt, in dieser Beziehung einem Noth- 
stande abzuhelfen. Sie wird sonach um so eher bereit sein, in der An- 
gelegenheit die Führung zu übernehmen, wenn aus dem Verhalten der 
Staatsregierungen anderer Länder die Gewissheit erlangt wird, dass es 
ihr an Unterstützung für das internationale Werk nicht fehlen werde. 

In 

Frankreich 

ist die Unzulänglichkeit der Vorschriften des code de commerce über 
avarie grosse verschiedentlich der Gegenstand von Beschwerden gewesen. 
Auch ist bereits im Jahre 1869 ein Entwurf zu einem neuen avarie 



- 31 - 

grösse-öesetze aufgestellt worden, der indessen Gesetzeskraft noch nicht 
erlangt hat. Ein einziges Beispiel wird genügen, um die völlige Unhalt- 
barkeit des zur Zeit in Frankreich geltenden Codex darzuthiun. Dasselbe 
ist einer Schrift entnommen, welche im Jahre 1863 unter dem Titel: 
D'une reforme internationale du droit maritime par Alfred de Courcy in 
Paris erschienen ist. 

Art. 400 des Französischen Handelsgesetzes verordnet: 

Sont avaries communes . . . . les depenses faites d'apres de- 
liberations motivees, pour le bien et salut commun du navire et 
des marchandises. 

Art. 403 desselben Gesetzbuches bestimmt: 

Sont avaries particulieres les depenses resultant de 

toutes relaches occasionnees par voie d'eau ä reparer. 

Folgender Thatbestand, der sich in unzähligen Fällen wiederholt, 
bietet Anlass zu einer sehr verschiedenartigen Auslegung dieser gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Ein Schiff wird in Folge eines Sturmes leck. Dieser Leck stellt, 
sobald die Wirksamkeit der Schiffspumpen nicht ausreicht, um ihn un- 
schädlich* zu machen, oder wenn die Mannschaft endlich ermattet, un- 
zweifelhaft das Schicksal des Schiffs und der Ladung in Frage, denn 
beides würde zu Grunde gehen, wenn das Schiff unterginge. Deshalb 
entschliesst man sich, als einziges ßettungsmittel, einen Nothhafen anzu- 
laufen, und der Schiffer trägt Sorge, dass in dem Seebericht zum Aus- 
druck gebracht wird, dass diese Maassregel getroffen wurde „d'apres de- 
liberation motivee, pour le bien et salut commun du navire et des 
marchandises.^ Man läuft in den Nothhafen ein. Dort ist es nöthig, 
um den Leck auszubessern, die Ladung zu löschen, auf Lager zu nehmen 
und dieselbe, nachdem die Reparatur des Schiffs beendet, wiedereinzu- 
laden. Hieraus entstehen zwei Kategorieen von Kosten: 1. Diejenigen 
der eigentlichen Schiffsausbesserung; 2. diejenigen der Löschung, Lage- 
rung, des Wiedereinladens der Ladung mit allen Nebenkosten, wie Com- 
missionsgebühr, Hafenkosten, Lootsengeld, Schlepplohn u. s. w. Der 
Schiffer nimmt den Betrag der Generalrechnung, welche beide Gattungen 
von Kosten umfasst, als Bodmereidarlehn auf und erreicht den Bestimmungs- 
ort. Nunmehr tritt die Frage heran, die Kosten unter Anwendung der 
vorerwähnten Art. 400 und 403 zu classificiren und zu vertheilen. Das 
Handelsgericht ernennt zu dem Zweck drei Sachverständige. Nehmen 



\ 



— 32 — 

wir vier an, um in den Mund der Einzelnen vier entgegengesetzte An- 
sichten zu legen. 

Der Erste sagt: Im Schiffsrath ist beschlossen worden, den Noth- 
hafen zum gemeinsamen Besten von Schiff und Ladung anzulaufen 
(deliberation motivee de reläches pour le bien et salut commun du 
navire et des marchandises). Also sind alle Nothhafenkosten , ohne 
Unterschied, gemeine Haverei, so bestimmt ausdrücklich Art. 400. — 
Der Zweite entgegnet: Das Anlaufen des Nothhafens ist geschehen, um 
einen Leck auszubessern (par voie d'eau a reparer). Folglich sind alle 
Nothhafenkosten ohne Ausnahme vom Schiffe als Particular-Havarie zu 
tragen. So schreibt es ausdrücklich Art. 403 vor. — Keineswegs, sagt 
der Dritte. Wohl bestimmt Art. 403, dass die Nothhafenkosten als 
Particular-Havarie anzusehen sind, darin stimme ich bei, aber derselbe 
fügt nicht hinzu, wie es der zweite Sachverständige thut, dass der 
Particularschaden vom Schiffe zu tragen ist. Der Schlusssatz des 
Artikel 403 lautet: et en general, les depenses faites pour le navire 
seul, ou pour les marchandises seules. Folglich muss zwischen 
diesen beiden Gattungen von Kosten unterschieden werden. Die Re- 
paraturkosten des Schiffes bilden die vom Schiffe zu tragende Particular- 
Havarie, während die Kosten des Löschens, der Lagerung, Wieder-* 
einladung der Güter und die Commissionsgebühr von der Ladung als 
Particular-Havarie zu tragen sind. — Der vierte Sachverständige endlich 
formulirt seine Ansicht, wie folgt: Ohne Zweifel ist ein Unterschied in 
den Kosten zu machen, aber durchaus nicht in der Weise, wie es der 
dritte Sachverständige thut, denn die gesunde Vernunft streitet dagegen, 
dass die Kosten der Löschung u. s. w., welche allein in Folge der Re- 
paraturbedürftigkeit des Schiffes verursacht sind, so beurtheilt werden, 
als wären sie allein im Interesse der Ladung aufgewendet. Dies sind 
ihrem Wesen nach avarie grosse -Kosten. Die Kostenvertheilung, wie 
sie durch die Natur der Sache bedingt ist, kann einzig und allein folgende 
sein: Der Sturm hat directe Beschädigungen des Schiffs zur Folge 
gehabt, er hat Masten gebrochen, Segel zerrissen, einen Leck bewirkt — 
die Kosten der materiellen Wiederherstellung dieser Schäden sind vom 
Schiffe als besondere Haverei zu tragen. Derselbe Sturm hat aber auch 
die Ladung betroffen, Seewasser ist in den Schiffsraum gedrungen und 
hat den Kaffee nass gemacht, den Zucker geschmolzen; diese Schäden, 
welche allein der Ladung zugefügt sind, betreffen dieselbe als besondere 
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Haverei ausschliesslich. Aber als der Sturm sich gelegt hatte, blieb 
eine gemeinsame Gefahr für Schiff und Ladung bestehen. Beide waren 
der Gefahr ausgesetzt, von den Wogen verschlungen zu werden, wenn 
der Leck sich vergrösserte. Das Anlaufen des Nothhafens wurde deshalb 
in beiderseitigem Interesse noth wendig; die Entlöschung musste vor- 
genommen werden, um das Schiff repariren zu können. Folglich sind 
alle Nothhafenkosten gemeine Haverei, mit Ausnahme derjenigen, welche 
für die Reparatur des Schiffs oder zur Beseitigung der Beschädigung der 
Ladung aufgewendet worden sind, welche dem betreffenden Interesse 
allein zur Last fallen. — Diese vierte Ansicht ist gewiss die richtigste, 
diejenige, welche am meisten den Interessen des Seehandels, der Billig- 
keit, dem Wesen der Sache entspricht. Sie dürfte aber andererseits 
gerade diejenige sein, welche am Wenigsten mit dem Wortlaut des Ge- 
setzes in Einklang zu bringen ist. 

Diesen Unzuträglichkeiten hilft der vorerwähnte Gesetzentwurf von 
1869 ab, indem er über die Kosten im Nothhafen präcisere Vorschriften 
trifft. (Art. 404, Art. 403, Ziff. 8, Art. 400, Ziff. 4.) Im* grossen Ganzen 
lässt sich überhaupt von dem Entwurf sagen, dass er sich den York and 
AntwerpRules anschliesst. Nur in folgenden Einzelheiten verordnet derselbe 
Abweichendes: 1. Es ist den Interessenten freigelassen, eine Verladung 
von Gütern auf Deck zu vereinbaren, in welchem Falle alle diejenigen, 
welche der Abmachung zugestimmt haben, eventuell zu dem Ersatz 
solcher Deckslast, welche zur Erhaltung von Schiff und Ladung geworfen 
worden ist, nach dem Prinzip der avarie grosse verpflichtet sind, während 
die andern Ladungsinteressenten, die nicht ihre Einwilligung zur Ver- 
ladung auf Deck gegeben haben, frei bleiben (Art. 407). — 2. Die nicht 
vorausbezahlte Fracht oder die vorausbezahlte Fracht, welche eventuell 
rückzahlbar ist, soll zur avarie grosse mit der Hälfte ihres Bruttobetrages 
beitragen. 

Die hier mitgetheilten Thatsachen dürften die Schlussforderungen 
zulassen, dass die Französische Regierung die Nothwendigkeit der Ab- 
änderung des bezüglichen Abschnittes des code de commerce bereits an- 
erkannt hat und dass sie geneigt^ ist, die Revision des Gesetzes in der 
Richtung, welche die York and Antwerp Rules einschlagen, vorzunehmen. 
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Belgien. 

Auch in diesem Lande liegt zur Zeit ein Gesetzentwurf, welcher 
das avarie grosse-Recht neu regeln soll, vor. Es ist mithin auch dort 
die Neigung zu hezüglichen Reformen erkennbar, und bedarf es wohl 
nur einer Anregung, um, von den Belgischen Staatsgewalten das 
Zugeständniss einer Beschickung einer internationalen Conferenz zu 
erhalten. 

« 

Spanien. 

Wie schon früher erwähnt worden ist, bekennt sich Spanien zu dem- 
jenigen Prinzipe, welches die Vertheilung der aus einem Havereifall 
folgenden weiteren Schäden und Kosten davon abhängig macht, ob der 
ursprüngliche Schaden grosse oder besondere Haverei ist. Dieses System, 
mit welchem Spanien fast isolirt dasteht, ist mit den zur Zeit herrschenden 
Ansichten nicht mehr in Einklang zu bringen. 



Dänemark. 

Das Dänische codificirte Handelsrecht behandelt das Capitel „avarie 
grosse" in wenig erschöpfender Weise. Hervorragende Fachleute haben 
deshalb eine aus 52 Artikeln bestehende Zusammenstellung sowohl der 
im codificirten Rechte enthaltenen Prinzipien, als auch der in Bezug auf 
avarie grosse von Alters her eingeführten Usancen vorgenommen. Diese 
Sammlung hat im Jahre 1850 die Königliche Bestätigung und dadurch 
einen officiellen Charakter erhalten; sie ist zur Zeit in Dänemark unter 
der Benennung: „Assecuranz - Convention von 1850" ausschliesslich in 
Kraft. Etwaige Lücken in dieser Convention werden von Fall zu Fall 
selbstständig durch die Dispache-Comtoire beseitigt. Das Unzulängliche 
eines solchen Rechtszustandes liegt auf der Hand. Seit 1873 ist denn 
auch eine Königliche Commission in Thätigkeit, welcher die Aufgabe 
einer gründlichen Revision des gesammten Handelsrechts gestellt ist. 
Die Arbeiten dieser Commission werden vermuthlich noch in diesem 
Jahre völlig beendet sein, so dass sich im nächsten Jahre die gesetz- 
gebenden Factoren in Dänemark mit dem neuen Gesetzentwurfe voraus- 
sichtlich beschäftigen werden. Der die grosse Haverei behandelnde 
Titel des Commissions- Entwurfes liegt bereits nebst Motiven vor. In 
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demselben haben die Bestimmungen der York and Antwerp Rules, mit 
Ausnahme derjenigen hinsichtlich des Seewurfs von Deckladung, Auf- 
nahme gefunden. Namentlich soll der durch Prangen entstandene Schaden 
sowie der Werth von gekappten Schiffstrümmem, welche vor dem Kappen 
bereits durch Seegefahr gebrochen waren, im Gegensatze zu dem jetzt 
bestehenden Dänischen Rechte, künftig nicht mehr in avarie grosse ver- 
gütet werden. Mit Bezug auf die Vergütung von geworfener Decklast 
behält der Entwurf das zur Zeit geltende Recht bei, indem er in dem 
Falle der Deckladung eine Vergütungsberechtigung zuerkennt, wenn sie 
geworfen wurde, um ein auf den Strand gerathenes Schiff zu erleichtern. 
Nebenbei behält der Entwurf denjenigen Parteien, welche zur Verladung 
von Gütern auf Deck übereingekommen sind, das Recht vor, im Schaden- 
falle unter sich eine avarie grosse - Vertheilung (general contribution) 
vorzunehmen. Diese Vorschrift ist jedoch, nach Aussage der Motive, 
nur um deswillen von den Verfassern des Gesetzentwurfs vorläufig an- 
genommen worden, um eine gründliche öffentliche Discussion der Materie 
zu veranlassen. Derjenige Theil der York and Antwerp Rule V, welcher 
bestimmt, dass der Schaden, welcher durch die absichtlich vorgenommene 
Strandung eines Schiffes, das auf den Strand oder Felsen zutrieb, ent- 
standen ist, nicht in avarie grosse vergütet werden soll, fand keinen 
Eingang in den Entwurf, weil man der Ansicht war, das allgemeine 
avarie grosse -Prinzip, dass ein „Opfer" gebracht werden müsse, würde 
ausreichen, um den Ersatz eines solchen Schadens auszuschliessen. 

Nach dem Vorhergesagten ist wohl nicht daran zu zweifeln, dass 
die Dänische Regierung sich willfährig zeigen wird, auf der Basis der 
York and Antwerp Rules ein internationales avarie grosse-Gesetz zu be- 
rathen. Der Herr Justizminister und die Herren von der Commission, 
welche den neuen Gesetzentwurf in Dänemark ausgearbeitet haben, gaben 
ihrem Interesse für die Sache dadurch Ausdruck, dass sie der Association 
for the reform and codification of the law of nations als Mitglieder bei- 
getreten sind. 

Norwegen. 

Dem Vernehmen nach besteht in Norwegen der allgemeine Wunsch, 
dass eine Revision des Handelsgesetzbuches vorgenommen werden 
möge. Es ist deshalb zu hoffen, dass auch die Norwegische Regierung 
sich der Beschickung einer internationalen Delegirten-Conferenz, welcher 

3* 
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die Berathung übereinstimmender avarie grosse-Prinzipien zur Aufgabe 
gestellt ist, nicht entziehen würde. 

Die beachtenswerthe Thatsache, dass zur Zeit bereits in drei ver-- 
schiedenen Ländern fertige Gesetzentwürfe, betreffend die Regelung der 
avarie grosse, der Berathung unterliegen, dass in Deutschland die Revision 
des Handelsgesetzbuches nahe bevorsteht, dass in Norwegen die öffentliche 
Meinung sich für eine Abänderung des bestehenden codificirten Handels- 
rechts mit Entschiedenheit ausgesprochen hat, weist mit Nothwendigkeit 
darauf hin, dass der Augenblick günstig ist, um der Frage einer inter- 
nationalen gesetzlichen Regelung des Rechtsverhältnisses der grossen 
Haverei näher zu treten. Hoffentlich werden aber diese Zeilen dazu bei- 
tragen, dass das Interesse für diesen wichtigen Fortschritt und die Ueber- 
zeugung von seiner Nothwendigkeit und Erreichbarkeit bei den an der 
Gesetzgebung des Deutschen Reichs betheiligten Factoren zunimmt und 
dass dieselben zu durchgreifendem, allen seefahrenden Nationen nützlichem 
Handeln übergehen. 

Berlin, im März 1878. 



Anlage I. 

General Average. 

The York and Antwerp Rules. 

Principles of general average adopted by the Congres's of the Association for the 
reform and codification of the law of nations at Antwerp 1877. 



Rule 1. — Jettison of deck cargo. — No jettison of deck cargo 
shall be made good as general average. 

Every structure not built in with the frame of the vessel shall be 
considered to be a part of the deck of the vessel. 

Siegel 1. — ©eeiüurf üon ©ecflabung. — Äetn ©eeiüurf üon 
©edHabung foH atö gro^e daueret vergütet lüerben. 

Scber Aufbau, todäjzx ntd^t in baö ®ert^)pe beö ©d^ijfeö etngeBaut tft, 
joH atö et^ ^tü beö ©etfö beö ©d^ip Betrad^tet lüerben. 

Regle 1. — Jet de marchandises chargees sur le pont. — 
Aucun jet de marchandise chargee sur le pont ne sera admis en avarie 
commune. 

Sera assimile au pont toute construction ne faisant pas corps avec 
la membrure du navire. 



Rule 2. — Damage by Jettison. — Bamage done to goods or 
merchandise by water which unavoidably goes down a ship's hatches 
opened, or other opening made, for the purpose of making a jettison, 
shall be made good as general average, in case the los& by jettison is so 
made good. 

Damage done by breakage and chafing, or otherwise from derange- 
ment of stowage consequent upon a jettison, shall be made good as ge- 
neral average in case the loss by jettison is so made good. 

Siegel 2. — ©d^aben burd^ ©eelüurf. — ©droben, weld^r ©ütern 
ober SBaaren burd^ SBaffer jugeffigt luirb, baö unüermeiblid^ burd^ bie, Be^ 
^ufö eineö ©eelüurfö geöjfneten Sufen ober burd^ anbete ju biefem S^J^dte 
gemad^ten Ceffnungen in ben ©d^ipraum bringt, joH aö gro^e daueret 
vergütet lüerben, falfö ber äJerluft burd^ ben ©eelüurf oK gro^e daueret 
vergütet wirb. 

©d^aben, lueld^er in Solge eineö ©eetourfö burd^ Smd^ unb ©dienern 
ober jonft anö ©tbning ber ©tanung üerurfad^t lüirb, »irb ofö groge $at?erei 
üergiitet, falte ber Sßerluft burd^ ben ©eetonrf ate jold^e üergütet toirb. 
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Regle 2. — Dommage cause par jet, — Le dommage cause aux 
efFets ou marchandises , par l'eau penetrant inevitablement dans la cale 
par les ecoutilles ouveiies ou par toute autre Ouvertüre pratiquee en vue 
d'operer un jet, sera bonifie en avarie commune, pour autant que la perte 
resultee du jet soit elle-meme admissible en avarie commune. 

Le dommage cause par bris, frottement ou autrement k la suite d'un 
desarrimage, consequence d'un jet, sera bonifie en avarie commune pour 
autant que la perte resultee du jet soit elle-meme admissible en avarie 
commune. 

Rule 3. — ^ Extinguishing fire on shipboard. — Damage done 
to a ship or cargo, and either of them, by water or othei'wise, in extin- 
guishing a fire on board the ship, shall be general average; except that 
no compensation be made for damage done by water to packages which 
have been on fire. 

aicgcl 3. — ßöfd^en eincö gcucrö an Sorb bcö ©d^iffcö. — 
©d^aben, »cld^cc bcm ©d^iffc ober bcr ßabung ober betben beim Söjd^en 
eineö geuerö an Sßoxt beö ©d^ijfeö burd^ SBaffer ober fonfttoie jugefugt 
tuirb, ift gro^e daueret; mit ber SluSnal^me, ba§ leine Vergütung für bie 
SBafferbefd^äbigung fold^er (äotti eintritt, ludd^e jelbji üom %mzx ergriffen 
gewefen jtnb. 

Regle 3. — Extinction d'incendie ä bord. — Le dommage 
cause au na vir e ou ä la cargaison conjointement ou separement par l'eau 
ou autrement, en vue d'eteindre un incendie a bord, sera repute avarie 
commune, toutefois aucune bonification ne sera faite pour le dommage 
cause par l'eau aux colis qui ont ete atteints par le feu. 



Rule 4. — Cutting away wreck. — Loss or damage caused by 
cutting away the wreck or remains of spars, or of other things which 
have previously been carried away by sea-peril, shall not be made good 
as general average. 

Siegel 4. — Äap^jen üon ©(^iffötrümmern. — SSerluft ober 
Sd^aben, lüeld^e burd^ Äap^)en ber Srümmer ober UeBerBIeibfel üon 3iunb= 
l^ölgern ober Don anberen ©ad^en, weld^e burd^ Seegefal^r üorl^er geBrod^en 
ober weggefitl^rt jtnb, entfte^en, foHen nid^t alö gro^e ^aüerei »ergütet »erben. 

Regle 4. — Debris coupes. — La perte ou le dommage resultant 
du coupement des debris ou restants de bois ronds ou d'autres objets dejä 
endommages par fortune de mer, ne sera pas bonifie en avarie commune. 
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Rule 5. — Voluntary stranding. — When a ship is intentionally 
run on shore because she is sinking or driving on shore or rocks, no 
damage oaused to the ship, the. cargo, and the freight, or any or either 
of them, by such intentional running on shore, shall be made good as 
general average. 

Siegel 5. — greilütlHge ©tranbung. — SBenn ein ©c^ijf ai^ä)U 
Hd^ auf ben ©tranb gefegt lüirb, totü eö im ©tnlen Begriffen ift ober auf 
ben ©tranb ober Seifen jutreiW, fo foK ber ©d^aben, loeld^er ©(^iff, 
Sabung unb %vaäit ober einem einzelnen ober mel^reren biefer ©egenftänbe 
imäj ba§ aBfld^tlid^e auf itn ©tranb ©e^en jugeffigt lotrb, nid^t ate groge 
daueret vergütet loerben. 

Kegle 5. — Echouement volontaire. — L'echouement volontäire 
d'un navire coulant bas d'eau ou en derive vers la cote ou des rochers, 
ne sera pas considere comme sacrifice, et le dommage occasionne au 
navire, au chargement et au fret conjointement ou separement par le 
fait de cet echouement, ne sera pas bonifi6 en avarie commune. 



Rule 6. — Carrying press of sail. — Damage occasioned to a 
ship or cargo by carrying a press of sail shall not be made good as ge- 
neral average. 

Siegel 6. — prangen. — ©d^aben, loeM^en ia^ ©d^ijf ober bie 
Sabung in gj^lg^ ^rangenö erleibet, foU nid^t alö gro^e $at)erei oergütet 
werben. 

Regle 6. — Forcement de voiles. — Le dommage cause au navire 
ou ä la cargaison, par suite d'un forcement de voiles, ne sera pas boniüe 
en avarie commune. 



Rule 7. — Port of refuge axpenses. — When a ship shall have 
entered a port of refuge under such circumstances that the expenses of 
entering the port are admissible as general average, and when she shall 
have sailed thence with her original cargo or a part of it, the correspon- 
ding expenses of leaving such port shall likewise be so admitted as ge- 
neral average; and whenever the cost of discharging cargo at such port 
is admissible as general average, the cost of re-loading and stowing such 
cargo on board the said ship, together with all storage-charges on such 
cargo, shall likewise be so admitted. 

Siegel 7. — Soften im Slotl^l^afen. — SBenn ein ©d^iff in einen 
Slotl^l^afen unter fold^en Umftänben eingelaufen ift, ba§ bie Soften beö ©in* 
laufend alö groge ^aoerei juläfflg flnb, unb toenn eö »on ba mit feiner 
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urjpvüngHd^cn ßabung ober einem Sl^eüe berfelben toicber ausgelaufen ift, 
fo joKen auä) bte entf^jred^enben »Soften beö SluSIaufenö alö gro^e ^aüetei 
guläfjtg fein; unb toenn bie Soften .beö Söfd^enö ber ßabung in fold^em 
9lotI)]^afen atö groge daueret juläfftg flnb, fo foUen aud^ bie Soften beö 
SBiebereinlabenö unb ber ©tauung fold^er ßabung an ffiorb beö Betreffenben 
©d^iffeS, eBenfo toie alle ßagerungöfoften ber ßabung aU gro^e ipaüeret 
jugelaffen toerben. 

Regle 7. — Frais dans un port de reläche. — Lorsqu'un navire 
sera entre dans un port de reläche dans des circonstances telles, que les 
frais d'entree dans ce port sont admissibles en avarie commune, les 
frais ä la sortie seront egalement admis en avarie commune, pour autant 
que le navire ait quitte le dit port avec toute ou partie de sa cargaison 
primitive. 

Et quand les frais de debarquement de la cargaison dans le dit port 
sont admissibles en avarie commune, il en sera de meme des frais de rem- 
barquement, d'arrimage, ainsi que de tous les frais de magasinage de la 
cargaison. 

Rule 8. — Wages and maintenance of crew in port of re- 
fuge. — When a ship shall have entered a port of refuge, under the 
circumstances defined in ßule 7, the wages and cost of maintenance of the 
master and mariners, from the time of entering such port until tKe ship 
shall have been made ready to proceed upon her voyage, shall be made 
good as general average. 

Siegel 8. — $euer unb Unterl^alt ber ©d^ifföBefafeung im 
9lot]^ Isafen. — SSenn ein ©(^iff unter ben in Plummer 7 Be3ei(!^neten 
Umftänben in einen 3lotl)]^afen eingelaufen ift, fo follen bie §euer unb bie 
Äoften beö UnterTjaltö beö ©d^ifferS unb ber ©d^iffömannfd^aft Don ber ^zxt 
beö (äinlaufenö in ben 9lotl^I)afen bis j'ur S^ttf ö?o baS ©d^iff jur gort* 
fe^ung ber 3fieife toieber bereit geftellt ift, als gro^e daueret üergutet werben. 

Regle 8. — Gages et nourriture de Pequipage dans un port 
de reläche. — Lorsqu'un navire sera entre dans un port de reläche 
dans les circonstances prevues par la regle 7, les gages et nourritui'e du 
capitaine et de l'equipage, depuis l'entree dans ce port jusqu'au moment, 
oü il aura ete remis en etat de continuer son voyage, seront admis en 
avarie commune. 

Rule 9. — Damage to cargo in discharging. — Damage done 
to cargo by discharging it at a port of refuge shall not be admissible as 
general average in case such cargo shall have. been discharged at the 
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place and in tlie manner customary at that poi*t with ships not in 
distress. 

aicgcl 9. — ©d^abctt an bcr ßabung Beim Söjd^cn. — ©d^afccn, 
weld^cc bcr ßabung burd^ ßöfd^cn berfclBen in einem Slotl^l^afen jugeffigt 
ttjirb, foK niä^t aB gro^e daueret jugelaffen »erben, joBoIb bie ßabung an 
einer ©teKe unb in jold^er SBeife gelSfd^t worben tft, toie eö in Jenem 
^afen bei ©d^iffen, lüeld^e nid^t in ©eenotl^ flnb, gefd^iel^t. 

Regle 9. — Dommage ä la cargaison par le debarquement. — 
Le dommage cause ä la cargaison par le debarquement dans un port 
de reläche, ne sera pas admis en avarie commune, au cas oü cette 
cargaison aura ete debarquee k l'endroit et de la maniere en usage 
dans ce port pour des navires non en detresse. 

Rule 10. — Contributory values. — The contribution to a ge- 
neral average sball be made upon tbe actual values of the property at 
the termination of the adventure, to which shall be added the amount 
made good as general average for property sacrificed; deduction being 
made from the- shipowner's freight and passage-money at risk, of such 
port charges and crew's wages as would not have been incurred had the 
ship and cargo been totally lost at the date of the general average act 
or sacrifice; deduction being also made, from the value of the property, 
of all charges incurred in respect thereof subsequently to the arising of 
the Claim to general average. 

Siegel 10. — a3ettragö^)fli(ä&ttge SBertl^e. — SDer Beitrag jur 
großen ^aüerei |oK üon bem lüirllid^en SSertl^e ber beitragö^)fli^tigen 
©egenftänbe am (Snbe beö Unternel^menö, jugüglid^ beö aB gro^e daueret 
für geo^)ferte ©egenftcinbe vergüteten ffietrageö geleiftet lüerben, lüobei jcbod^ 
üon ber %xaäjt beö Sü^eberö unb beffen Ueberfal^rtSgelbern, »eld^e nod^ 
®efal)r laufen, biejenigen ^afenloften unb §euer abjujiel^en ftnb, bereu 
Sluftocnbuug nid^t erfolgt fein üjürbe, toenn ©d^iff unb ßabung jur S^t 
beö ^aüereifaKeö verloren gegangen tociren; aud^ lommen ferner üon bem 
Sertl^e ber beitragö^pflid^tigen ®egenftänbe aKe biej[entgen Soften in Slbjug, 
weld^e auf biefelBen nad^ ©ntftel^ung beö großen ^aüerei^Slnf^jrud^eö üertoenbet 
würben finb. 

Regle 10. — Valeurs contributives. — La contribution ä Tavarie 
commune sera etablie sur les valeurs reelles des proprietes ä la fin de 
l'expedition, en y ajoutant le montant bonifie en avarie commune pour 
les objets sacrifies. 

Du fret et du prix de passage en risque pour l'armateur geront deduits 
les frais de port et les gages de l'equipage, qui n'auraient pas ete encourus 
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« 

81 le navire et la cargaison s'etaient totalement perdus au moment de 
l'acte d'avarie commune ou du sacrifice. 

De la valeur des propriet^s seront egalement deduits tous les frais 
y relatifs depuis l'eTenement qui donne ouyerture ä Pavarie commune. 



Rule 11. — Lobs offreight. — In every case in wbich a sacrifice 
of cargo is made good as general average, the loss of freight (if any) 

« 

which is caused by such loss of cargo, shall likewise be so made good. 

aicflcl 11. — grad^töcrlufi. — 3« i^^^wi trotte, m todd^cm 
gco^jfcrtc fiabung alö gro^c daueret ücrgfitct totrb, toirb cttoatgcr %taä)U 
\}txhx\tf toüä)tt ivLxi) fold^en äSerluft ber Sabung t)erurfad^t tootttn ift, 
glcid^fattö atö grogc daueret vergütet 

Kegle 11. — Perte de fr et. — Dans tout les cas, oü un sacrifice 
de cargaison est admis en avarie commune, la perte du fret, s^il y en a, 
causee par cette perte de cargaison, sera egalement admise en avarie 
commune. 



Rule 12. — Amount to be made good for cargo. — The value 
to be allowed for goods sacrificed, shall be that value which the owner 
would have received if such goods had not been sacrificed. 

aicgel 12. — aScrgfitung ffir Sabuitg. — JDfc SJcrgütung für 
geo)}ferte ®üter ii^trb ivixäi ben Sertl^ Befttmmt, totläjtn ber Stgen- 
t^ütner etn)}faitgen f)aUn n^ürbe, koenn bte 6etreffenben @üter ntd^t geo:ßtert 
»orbcn »ärcn. 

Regle 12. — Montant a bonifier pour marchandises. — 
La valeur ä bonifier pour marchandises sacrifiees, sera celle que les 
proprietaires auraient regue, si ces marchandises n^avaient pas ete sacrifiees. 



The above translations are approved by the local Committees of 
Germany and Belgium. 



Anlage n. 



An 

das Hohe Reichskanzler- Amt 

zu Berlin. 



Bremen, den 22. Mai 1874. 

4 

Dem hohen Reichskanzler- Amt werden die auf die Herstellung eines 
internationalen Privat -Seerechts gerichteten Bestrebungen, welche in den 
von Sachverständigen fast aller Seeschifffahrt treibenden Nationen be- 
schickten Congressen zu Glasgow, London und York in den Jahren 1860, 
1862 und 1864 ihren Ausdruck fanden, nicht unbekannt geblieben sein. 
Diese Bestrebungen sind damals leider resultatlos verlaufen; sie aber 
wieder aufzunehmen, scheint im Interesse des Seehandels und der mit 
ihm zusammenhängenden Geschäftszweige dringend geboten. Die Handels- 
kammer in Stettin hat daher bei der gehorsamst unterzeichneten Dele- 
girten-Conferenz, der die Handels- Vorstände fast aller Deutschen Seestädte 
als Mitglieder angehören, den Antrag gestellt, die Delegirten - Conferenz 
wolle das hohe Reichskanzleramt um seine Initiative in dieser wichtigen 
Angelegenheit ersuchen. Diesem Antrage ist zugestimmt, und der unter- 
zeichnete Vorort mit der Abfassung und Vermittelung der Eingabe betraut 
worden. Wir gestatten uns daher im Folgenden, unsere Bitte kurz zu 
begründen. 

Die Erkenntniss, dass der Förderung des Verkehrs nichts wesentlicher 
dient als die Einheit der denselben regelnden Rechtsnormen, hat sich in 
neuerer Zeit mehr und mehr Bahn gebrochen. Man ist zu der Ueber- 
zeugung gelangt, dass mit der Verkehrseinheit die Rechtseinheit noth- 
wendig Hand in Hand zu gehen habe. Und namentlich das Deutsche 
Reich hat, von dieser Anschauung durchdrungen, seit seinem Entstehen 
eine jene Tendenz verfolgende segensreiche gesetzgeberische Thätigkeit 
entfaltet. Ist aber dieser Grundsatz ein richtiger — und wer wollte 
ihn anzweifeln! — so findet er auch im vollsten Maasse bei dem Verkehre 
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zur See seine Anwendung. Nur dass hier das Verkehrsgebiet ein inter- 
nationales ist, daher es auch internationaler Bestimmungen zu seiner 
Regelung bedarf. Die Forderung 'aber, dass diesem Bedürfniss Rechnung 
getragen werde, muss naturgemäss immer, dringender werden, je mehr 
es in Folge der von Jahr zu Jahr sich steigernden internationalen Be- 
ziehungen zur Erscheinung kommt, dass hier ein einheitliches Verkehrs- 
gebiet besteht, welches der einheitliche» Rechtsnormen vollständig 
ermangelt. 

Stellt man sich aber die Beziehungen vor, die an ein und dasselbe 
Schiff und seine Ladung sich knüpfen können und oft sich knüpfen, so 
tritt die Mangelhaftigkeit des bestehenden Rechtszustandes klar vor 
Augen. Der Fall ist möglich und gar nicht selten, dass ein Schiff in 
dem einen Lande heimathsberechtigt und in einem andern versichert ist, 
dass die Eigner seiner Ladung Angehörige verschiedener Länder sind 
und die Ladung gleichfalls in verschiedenen Ländern versichert ist und 
endlich, dass der Bestimmungshafen, in welchem eine grosse Haverei 
aufzumachen ist, in einem Lande belegen ist, wo Regeln gelten, die 
wiederum von denjenigen aller genannten Länder abweichen. Welche 
Verwickelung also, wo die Natur der Sache die Einheit des Rechts 
verlangt! 

Während beispielsweise ein Schiff, wenn es auf der Reise so be- 
schädigt wird, dass es den Bestimmungshafen nicht erreichen kann, nach 
dem einen Recht gar keinen Anspruch auf Fracht hat, kann es nach dem 
andern Recht schon einen recht ansehnlichen Frachtbetrag beanspruchen. 
Darüber, welches Recht anzuwenden, herrscht oft die grösste Ungewissheit. 
Vielleicht ist das Schiff ein Englisches, aber nach einem Deutschen Hafen 
bestimmt, dann ist wieder zu unterscheiden, ob die Reise in einem 
Englischen oder in einem Deutschen Hafen endet. Nach Englischem Recht 
hat der Rheder, wenn er die Waare nicht an den Bestimmungsoi-t liefert, 
gar keinen Anspruch auf Fracht. Nach Deutschem, Norwegischem, 
Belgischem und anderen Rechten ist eine verhältnissmässige Fracht zu 
zahlen. Bei ganz. gleicher Sachlage schnurgerade einander widersprechende 
Rechtsbestimmungen ! 

Der Betrag, mit welchem die Fracht in havarie grosse beiträgt, ist 
wiedei: ganz ausserordentlich verschieden. In England trägt die ganze 
Fracht bei, nach Abzug der Heuer, der Besatzungs- und der Hafengelder, 
welche nach der avarie grosse -Handlung erwachsen sind. In Amerika 
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contribuirt die Fracht in einigen Staaten zur Hälfte, in änderen zu zwei 
Dritteln. In Frankreich, Belgien, Portugal, Italien, Schweden und Nor- 
wegen trägt die Fracht nur zur Hälfte bei. In Holland trägt die Fracht 
mit dem ganzen Betrage bei, nach Abzug der Heuer und der Kostgelder 
der Besatzung während der ganzen Keise. In Spanien gleichfalls mit 
dem vollen Betrag, nach Abzug der Heuer. In Deutschland mit zwei 
Dritteln und in Dänemark gar mit vier Fünfteln! 

Wenn ein gebrochener Mast oder Sparren gekappt werden, so wird 
in England nichts dafür in avarie grosse vergütet, in Amerika gleichfalls 
nichts. Nach anderen Rechten, z. B. nach Belgischem und Französischem 
Hecht' sowie nach Dänischem wird dagegen solcher Verlust in avarie 
grosse vergütet, nach Schwedischem Recht dagegen wieder nicht, und 
viele Gesetzgebungen enthalten hierüber gar keine Bestimmungen. In 
Deutschland wird der durch das Kappen entstandene Schaden in avarie 
grosse ersetzt. Wenn demnach ein Schiff von Schweden nach Deutsch- 
land fahrt, so wird der Schaden in avarie grosse ersetzt, fährt es aber 
in umgekehrter Richtung, nicht! 

Heuer und Kostgeld der Besatzung im Nothhafen wird nach den 
meisten Seerechten in avarie grosse ersetzt, nach anderen Seerechten gerade 
umgekehrt nicht. 

Abgesehen von den erheblichen Verschiedenheiten, die sich finden, 
herrscht andererseits in ausserordentlich vielen Punkten Uebereinstim- 
mung, so dass also über eine grosse Reihe von wichtigen Bestimmungen 
das Einvernehmen von vorne herein materiell gesichert ist, und es sich 
nur noch um die Redaction dieser gemeinsamen Bestimmungen handelt. 
Es fehlt nur die gleiche Form für das gleiche Recht. Für den gewöhn- 
lichen Verkehr liegt aber in der gleichen gemeinsamen durch die An- 
erkennung der Staaten sanctionirten Form die grosse, jetzt so sehr 
entbehrte Leichtigkeit und Sicherheit in der Ermittelung dessen, was im 
internationalen Seeverkehr Recht ist. 

Es kommt nämlich hinzu, dass es bei dem jetzigen Stande der 
Dinge für Alle, die am Seeverkehr betheiligt sind, nicht nur ausser- 
ordentlich schwer, sondern in den meisten Fällen geradezu unmöglich 
ist, sich über das in einem fremden Lande geltende Seerecht zu unter- 
richten, da die Quellen schwer oder gar nicht zugänglich sind. Richter, 
Sachwalter, Schiffer, Seeversicherer und wie sie Alle heissen, die vermöge 
ihres Berufs oder Geschäfts täglich in die Lage kommen können, ein 
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fremdes Seerecht anzuwenden zu müssen, sind daher nicht im Stande, 
einen genügenden Aufschluss sich zu verschaffen. Wie hemmend aber 
ein solcher Zustand der Rechtsunsicherheit auf den Verkehr einwirken 
mUss, leuchtet ein, ohne dass es einer weiteren Ausführung bedarf. Ueber 
das Bedürfniss nach einer einheitlichen Gestaltung des Seerechts kann 
daher ein Zweifel nicht wohl obwalten. 

Die Anfönge, gemeinsame Normen aufzustellen, welche für alle 
Schifffahrt treibenden Völker gleiche Gültigkeit haben, sind zwar in 
jüngster Zeit bereits gemacht. Wir erinnern an die von allen bedeuten- 
den Seemächten unterstützten Bestrebungen zur Herbeiführung eines 
einheitlichen Schiffsvermessungs- Systems, an die von England ausge- 
gangenen Schritte zum Erlass gleicher Bestimmungen im Fall von An- 
segelungen und an die zwischen Deutschland und' Grossbritannien 
schwebenden Verhandlungen wegen gemeinsamer Noth- und Nebel-Signale. 
Es ist damit einerseits anerkannt, dass auch von den Regierungen anderer 
Staaten das Bedürfniss einheitlicher Regelung auf diesem Gebiete gefühlt 
wird, und andererseits, dass eine solche Regelung nicht zu den Unmög- 
lichkeiten gehört. Allein was bis jetzt geschehen ist, sind eben nur 
Anfange, welche nicht im Stande sind, den berechtigten Anforderungen 
auch nur einigermaassen zu genügen. Was Noth thut ist, dass an Stelle 
der vielen verschiedenen Gesetze oder Seerechte der einzelnen Länder 
ein einziges Privat -Seerecht trete. 

Wir verkennen die Schwierigkeiten dieser Aufgabe durchaus nicht. 
Aber wir meinen, bei ernstem Willen seien dieselben nicht unüber- 
windlich. Und wenn es auch vorerst nur gelänge, einen Theil des 
Privat-Seerechts einheitlich zu regeln, wie das avarie grosse-Recht und 
das Frachtwesen, so wäre schon unendlich viel gewonnen. 

Freilich bedarf es, wenn nicht von vorne herein jede Aussicht auf Erfolg 
abgeschnitten sein soll, des Einschiagens des rechten Weges. Die An- 
fangs erwähnten Bestrebungen sind eben deshalb fehlgeschlagen , weil 
das zur Anwendung gebrachte Verfahren ein unrichtiges war. Denn da 
es sich darum handelt, ein Gesetz zu schaffen, so können Besprechungen 
und Vereinbarungen Privater nicht zum Ziele führen, sondern es ist 
nöthig, dass die Regierungen die Initiative ergreifen. Das Verfahren, 
welches seiner Zeit bei Ausarbeitung des Allgemeinen Deutschen Handels- 
gesetzbuches mit so günstigem Erfolge eingeschlagen ist, giebt den besten 
Fingerzeig, wie auch die in Rede stehende Angelegenheit am Besten zum 
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Ziele geführt werden kann. Wie es damals sachverständigen Delegirten 
von dreissig oder mehr Staaten gelang, ein Handelsgesetzbuch zu schaffen, 
so wird es auch möglich sein, dass 10 oder 11 Seestaaten vermittelst 
einer Sachverständigencommission ein gemeinsames Seegesetzbuch zu 
Stande bringen. Und sollten nicht alle Seestaaten hierzu geneigt sein, 
so wäre es schon von sehr grossem Werthe, wenn eine solche Verein- 
barung mit den am meisten betheiligten Staaten, nämlich Grossbritannien, 
Nordamerika, Frankreich, sowie Schweden und Norwegen, herbeigeführt 
würde. 

An das hohe Reichskanzler- Amt aber richten wir, unter, Bezugnahme 
auf die Denkschrift von Dr. Fr an ck in Lübeck, in der sich weiter 
ausgeführt findet, was hier nur kurz angedeutet werden konnte, die 
ehrerbietigste Bitte: 

Namens des Deutchen Reichs die Initiative zur Herstellung eines 
internationalen Seegesetzbuchs zu ergreifen und zu dem Ende 
die erforderlichen Verhandlungen mit den Regierungen der 
andern Seestaaten einzuleiten. 

Namens 

der 

Delegirten-Conferenz Norddeutscher See- und Handelsplätze: 

Die Handelskammer in Bremen- 

Für dieselbe: 

gez.: J« Alb er 89 

d. z. Präses. 



Anlage III. 



Bremen, den 30. October 1877. 



Euer Durchlaucht 

beehrt sich der Vorstand des Deutschen Zweigvereins der Gesellschaft 
für Keform und Codification des internationalen Rechts das Nachstehende 
ganz ergebenst vorzutragen. 

Seitdem der Verkehr der verschiedenen Cultumationen in diesem 
Jahrhundert einen kaum geahnten Aufschwung genommen hat, macht 
sich immer von Neuem das Bestreben geltend, auf einzelnen Rechts- 
gebieten den vielfachen Collisionen, welche die Verschiedenartigkeit der 
Rechtsgestaltung im Gefolge hat, durch Assimilirung der betreffenden 
Rechtsmaterien vorzubeugen. 

Solche Materien sind das Wechselrecht, das Eisenbahn-Frachtrecht 
und andere; es gehört vor Allem aber hierhin das Seeverkehrsrecht, 
welches bereits seiner Natur nach international ist. Bei dem Letzteren 
macht sich dabei aber noch ein anderer Grund geltend, aus welchem 
dasselbe für uns Deutsche ein Gegenstand fortgesetzter Aufmerksamkeit 
sein muss, es ist dies die auf diesem Gebiete stark zu Tage tretende 
Präponderanz Englands. 

Nachdem nun Deutschland zu seiner heutigen Machtstellung empor- 
gestiegen ist und gleichzeitig sein wirthschaftliches Leben eine mächtige 
Entwickelung genommen hat, — eine Entwickelung, deren bedeutende 
Errungenschaften auch durch die jetzige Krisis nicht in Frage gestellt 
sein dürften — , musste naturgemäss beim Deutschen auch das Interesse 
an der Regelung der internationalen Verkehrsbeziehungen im verstärkten 
Maasse erwachen und der Wunsch rege werden, wie in anderer Beziehung, 
so auch im Seeverkehrsleben eine von England unabhängigere Stellung 
einzunehmen, seinen Rechtsanschauungen England gegenüber die ihnen 
gebührende Geltung zu verschaffen. 



— 49 — 

Dementsprechend musste Deutschland denn auch jede Anregung von 
dritter Seite, und so besonders von England her, die internationalen 
Yerkehrsheziehungen y ertrag lieh zu regeln, freudig begrüssen. 

£s war hier für den Privatmann ein Feld eröffnet, wo er praktisch 
mitaxbeiten konnte, praktisch, so lange er sich vergegenwärtigte, dass seine 
Thätigkeit eine vorbereitende zu sein habe, dass femer nur solche Gebiete 
in Angriff zu nehmen seien, auf denen greifbare Resultate zu erzielen. 
Dict seit mehreren Jahren bestehende Englische Gesellschaft „Association 
for the Reform and Codification of the Law of Nations" hatte in der 
letzteren Beziehung wohl insofern gefehlt, als sie mitunter die Neigung 
an den Tag legte, sich in das Land der Utopieen auf politischem Gebiete zu 
verlieren. Sie hat aber, abgesehen hiervon,- sich Aufgaben gesetzt, welche 
den Eingangs erwähnten durchaus conform. So befanden sich unter den 
Berathungsgegenständen ihrer vierten Jahresversammlung in Bremen 
auch die Vorschläge auf Assimilirung des Wechselrechts und des Rechts 
der allgemeinen Haverei. Speciell die letztere Materie anlangend lässt 
sich nun wohl behaupten, dass kaum eine andere, gleich ihr, existirt, bei 
welcher sich die Verschiedenheiten der bei den einzelnen Nationen geltenden 
Rechtssysteme in gleich empfindlicher Weise geltend machten. In engster 
Beziehung zur Versicherung und damit wieder indirect zum ganzen See- 
transportwesen, drängt die avarie grosse wegen der vielen bei ihr sioh 
kreuzenden Literessen gradezu zu internationaler Regelung. 

Soweit die „Association" mit derartigen realen Fragen sich beschäftigte, 
war sie der sympathischsten Theilnahme auch in Deutschland sicher, und 
bildete sich denn auch im Anfange dieses Jahres für Deutschland ein 
Zweigverein in Bremen. Derselbe hat von vorne herein die Behandlung 
lediglich praktischer Fragen betont. Als eine solche bot sich ihm aber 
vor Allem die avarie grosse-Frage dar, und hat er dieser denn auch als 
der dringendsten vorerst vorwiegend seine Kräfte zuwenden zu müssen 
geglaubt, ein Vorgehen, welches wohl nicht am wenigsten dazu beigetragen 
hat, dass bereits auf dem diesjährigen Congress zu Antwerpen bezüglich 
der «genannten Materie ein annehmbares Resultat erzielt wurde. Es 
findet sich dasselbe niedergelegt in dem in der Anlage überreichten Berichte 
des Congresses über diese Angelegenheit. Hiemach sind in Antwerpen 
mit meist sehr grosser Majorität die im Berichte erwähnten „York 
and Antwerp Rules" angenommen worden. Eine vom Zweigverein ver- 
anstaltete, sich möglichst genau an den Wortlaut des Englischen Originals 
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anBchliessende Uebersetzung derselben gestattet sich der Vorataiid er- 

gebenst beizufügen. 

Laut Seite 3 und 9 des erwähnten Berichts fasste ausserdem der 

Congress einstimmig eine Resolution des Inhalts, dass die Zweigvereine 

bei ihren hohen Regierungen für Aufuahme der Rules in die respectiyen 

Gesetzgebungen wirken möchten. 

In Verfolg dieses Beschlusses beehrt sich der Vorstand des Deutschen 

Zweigvereins, « . 

Euer Durchlaucht ganz ergebenst zu bitten, 

mit den verschiedenen Seestaaten und vornehmlich mit England 
Verhandlungen anzuknüpfen, zu dem Zwecke, eine internationale 
Regelung der avarie» grosse — etwa im Wege der Berufung 
von Sachverständigen der verschiedenen Seestaaten behufs noch- 
maliger Vorprüfung und Ergänzung der angenommenen Grund- 
sätze — herbeizuführen, falls eine solche in genereller Weise 
aber scheitern sollte, wenigstens für Aufaahme der betreffenden 
Rules in die Einzelgesetzgebungen zu wirken. 
Mit ausgezeichnetster Ergebenheit 

Namens des Vorstandes 

H. H. Meier, 

« 

Präsident des Deutschen Zweigvereins der Gesellschaft für 
Reform und Codification des mtemationalen Rechts. 

Sr. Durchlaucht, 

dem Herrn 

Fürsten von Bismarck, 

Kanzler des Deutschen Reichs, 

Berlin. 



Anlage zu der Bremer Eingabe vom 30. October 1877. 



Deutscher Zweigverein 

der 

Gesellschaft für Reform und Codiflcation des Io(ernatioDalen Reehts- 



Der Gedanke, die bei den verschiedenen Scbifffahrt treibenden Na- 
tionen bezüglich der allgemeinen Haverei geltenden Bestimmungen ein- 
and«r zu assimiliren, ist bekanntlich nicht neu. Bereits im Jahre 1860 
nahm man den ersten Anlauf hierzu, und zwar ging derselbe aus von 
der Englischen National Association for the Promotion of Social Science. 
Das von derselben erlassene, die hervorragendsten Interessenten zu einem 
Congresse nach Glasgow einladende Rundschreiben*) illustrirte in treffender 
Weise die grossen Uebelstände, welche eine bei den verschiedenen Nationen 
verschiedene Rechtsbildung gerade auf diesem Gebiete nothwendig nach 
sich ziehe, und hob besonders hervor, dass es den miteinander in Verkehr 
stehenden Nationen weniger darauf ankommen könne, wie im Einzelnen 
die zur Zeit abweichenden Punkte geregelt, als dass sie gleichmässig 
geordnet würden. Den bezüglich der allgemeinen Haverei in England 
herrschenden Rechtszustand schilderte das Schreiben dahin, dass die 
wichtigsten Fragen zum grossen Theil nominell von der Entscheidung 
jener höchst schwankenden Autorität, der „custom of Lloyd's", in Wirk- 
lichkeit aber von der „idiosyncrasy" der einzelnen Dispacheure abhänge, 
wie denn oft an demselben Hafenplatze wesentliche Bestimmungen ver- 
schieden gehandhabt würden. Ist nun schon an und für sich ein solcher 
Rechtszustand, welcher bei der Complicirtheit der Interessen in dieser 
Materie den gesammten Seeverkehr in weitestem Umfange in Mitleiden- 



*) Dasselbe findet sieh abgedruckt in Siebenhaar^s Arch. f. Deutsch. Wechsel- 
und Handelsrecht N. F. Bd. 5. S. 117. 
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Schaft ziehen muss, ein höchst bedenklicher, so kommt noch hinzu, dass 
England sein avarie grosse-Recht nach einem von den continentalen An- 
schauungen abweichenden Grundsatz geregelt hat. Die Engländer ziehen 
die avarie grosse nämlich nur heran, bis Schiff und Ladung, und zwar 
Jedes für sich, in Sicherheit gebracht sind und lassen sie entsprechend 
auch erst wieder eintreten, wehn Schiff und Ladung wieder zusammen- 
gebracht sind. Diesem, dem sog. Common-Safety-Prinzip gegenüber liegt 
den continentalen Gesetzgebungen zu Grunde das sog. Common-Benefit- 
Prinzip, welches die zeitweilige Unterbrechung der Gemeinschaft, sofern 
dieselbe Folge des Havereifalles ist, unberücksichtigt lässt, weil die con- 
tractliche Verpflichtung der Weiterbeförderung der Ladung an den Be- 
stimmungsort ungeachtet der Unterbrechung bestehen bleibt. Hiernach 
handelt es sich also bei Collisionen des Englischen Rechts einerseits und 
der continentalen Gesetzgebungen andererseits nicht etwa lediglich um 
unwesentliche Abweichungen, sondern um eine schwerwiegende Verschie- 
denheit in den Grundanschauungen, deren Ausgleichung für Handel und 
Schifffahrt von grösster Tragweite sein würde. 

Die Einladung nach Glasgow wurde denn auch diesseits und jenseits 
des Oceans mit Freuden begrüsst. Ausser England hatten Belgien, Däne- 
mark, Deutschland, Holland und Nordamerika Vertreter der betheiligten 
Kreise auf dem Congresse aufzuweisen. Die in Angriff genommene Auf- 
gabe fand jedoch das Terrain noch nicht genügend vorbereitet. Dem 
Congress von Glasgow folgte 1862 einer in London und 1864 einer in 
York. — Der Yorker Congress war u. A. von den hauptsächlichsten 
Deutschen Seeplätzen beschickt. In der den Yorker Congress vorbe- 
reitenden Commission hatte sich für die Englischen avarie grosse-An- 
schauungen nur ein Mitglied ausgesprochen. Diese Commission hatte 
16 Mitglieder, wovon 7 Engländer, 9 Ausländer waren. Gutachtlich ge- 
äussert und Stimmen abgegeben hatten 14 Mitglieder. Deutschland war 
in dieser Commission nur insofern vertreten gewesen, als einer der Eng- 
länder, E. Wendt aus London Deutscher Abkunft ist. Resultat der viel- 
fachen Berathungen war schliesslich ein von dem letztgenannten Congress 
acceptirter Gesetzentwurf, die sogen. „York Rules".*) Der Congress 



*) Vergl. E. E. Wendt, Maritime Legislation, London 1868. S. 102 ff. — 
S. 149 — 271 dasselbst giebt eine Englische Uebersetzung des 5ten Buches des Deutsch. 
H. G. B. «Vom Seebandel«. 
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empfahl cUeselbien als Basis für die Ausarbeitung eines ayarie grosse- 
Gresetzes, welches durch die gesetzgebendeu Factoren der einzelnen Länder 
einzuführen sein würde. 

Wäret! nun diese Ruies auch insofern yon Bedeutung, als in ihnen 
bereits manche Concessionen seitens der Englischen an die im Wesentr 
liehen übereinstimmenden continentalen Anschauungen gemacht waren, 
so war doch andererseits bei denselben der Charakter des Compromisses 
zu stark ausgeprägt. Di» einzelnen von dem Congresse angenommenen 
Sätze waren zum Theil nicht einmal in sich concludent. Hierzu kam, 
das3 dem ^nächtigen Londoner See Versicherer -Verein, der Committee of 
Lloyd's, deren customs, wie oben erwähnt, in England eine bedeutende 
Rolle spielen, die in den Rules enthaltenen Concessionen bereits zu gross 
waren; er erklärte die Rules für wesentliche Verschlechterungen des be- 
stehenden Rechtszustandes und schien auch sonst wenig mit der gesetz- 
lichen Fixirung der ganzen Materie einverstanden zu sein. Diese ab- 
lehnende Haltung des Vereins hatte bei Lage der Sache nun vollends die 
Wirkung, dass die ganze Agitation in sich zusammenfiel. Erst die 
jüngst gegründete Association for the Reform and Codification of the 
Law of Nations nahm die Sache wieder auf, indem sie dieselbe auf die 
Tagesordnung ihrer vierten Jahres -Versammlung setzte. Dieselbe fand 
statt in Bremen, führte aber nur zu einer allgemeinen Besprechung der 
Sache und zur Einsetzung einer Commission, welche die Frage für die 
nächste Generalversammlung vorbereiten sollte. Diese Commission 
glaubte dem Congresse empfehlen zu müssen, an die Verhandlungen, wie 
sie im Anfange der sechsziger Jahre gepflogen worden, wiederanzuknüpfen, 
und sehlug deshalb vor, den Berathungen die York Rules zu Grunde zu 
legen. Inzwischen hatte sich ein Deutscher Zweigverein der Association 
mit dem Sitze in Bremen gebildet. Es handelte sich nun für diesen 
darum, Stellung zu nehmen zu der weiteren Behandlung, der Sache. 
Dass man sich in Deutschland, angesichts der im Deutschen Handels- 
gesetzbuch enthaltenen umfassenden und consequent ausgebildeten 
avarie grosse - Gesetzgebung nicht zu den York Rules bekennen werde, 
war einleuchtend. Ebensowenig war aber auch eine Aussicht vorhanden 
auf Annahme des etwaigen Vorschlages, den Verhandlungen des Con- 
gresses die betreffende Partie des Deutschen Handelsgesetzbuches zu 
Grunde zu legen. Die vom Zweigverein eingesetzte avarie grosse- 
Commission arbeitete daher einen Bericht aus, in welchem ein Mittelweg 
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eingeschlagen ist. Danach sind die Rules überall zum Ausgangsptinkte 
der diesseitigen Vorschläge genommen, zu den Rules, sofern sie noch im 
Widerspruch mit der continentalen „ Common -benefil- Theorie** flieh be- 
finden, Amendements gestellt, eine Anzahl anderer Punkte, deren Klar- 
stellung erwünscht, als discutabel bezeichnet, sodann aber, um einen 
wesentlichen Mängel der Eules, dass sie nämlich keine Prinzipien auf- 
stellen, vielmehr nur einzelne Fälle zur Entscheidung bringen, zu heben, 
mehrere Zusatz -Rules in Vorschlag gebracht, welche die Hauptgrund- 
sätze des Deutschen Handelsgesetzbuches in dieser Materie zum Ausdruck 
bringen sollten. Der Bericht dieser Commission hatte bei Kürze der 
Zeit dem Zweigverein nicht mehr zur Beschlussfassung vorgelegt werden 
können, hat aber im Allgemeinen die Zustimmung der einzelnen Mit- 
glieder erhalten. 

Der Antwerpener Congress ist seitdem unter sehr lebhafter Be- 
theiligung, speciell was die hier behandelte Angelegenheit anlangt, ab- 
gehalten worden, und es fragt sich nun, in wie weit die auf demselben 
zur Annahme gelangten „York and Antwerp Rules" dem diesseitig Er-» 
strebten entsprechen. 

Vorerst ist die Zahl der Rules um eine, nämlich Rule 12, gewachsen. 
Dieselbe spricht einen,- Grundsatz aus, welcher auch in Art. 713 des 
Deutschen H. G. B., nur concreter gefasst, enthalten istw Von den in 
York formulirten Rules 1 — 11 incl. haben eine Aenderung erhalten 
Rule 1, 3, 7, 8 und 10. Sämmtliche Aenderungen bewegen sich auf dem 
Boden der diesseitigen Vorschläge, gehen sogar, was Rule 1 anlangt, über 
das diesseits Erwartete hinaus. 

Die York and Antwerp Rules enthalten eine Abweichui^g vom 
Handelsgesetzbuch nur bezüglich des freiwilligen auf den Strandsetzen. 
Die betreffende, in Rule 5 enthaltene Bestimmung ist unverändert aus 
den York Rules herübergenommen. Hierzu hatte aber bereits der oben 
erwähnte Bericht der Bremer avarie grosse -Commission das Folgende 
bemerkt: 

„Art. 708, 3. Freiwilliges auf den Strandsetzen. ** 

Dies wird im Deutschen Handelsgesetzbuche als havarie grosse be- 
trachtet, jedoch nur, wenn die Abwendung des Unterganges oder 
der Nehmung damit bezweckt wird. 

Rule V schliesst es von der avarie grosse aus, wenigstens in 
Betreff des ersten Punktes; 
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Absichtliche Strauduug ist in mancher Hinsicht in gleicher Lage 
mit Prangen. Die wirkliche Nothwendigkeit ist in vielen Fällen schwö* 
zvL ermitteln und es kann viel Missbrauch mit dem Ausdruck getrieben 
werden, und ebenso ist der wirkliche dadurch verursachte Schaden oft 
schwer zu constatiren. Wenn daher dem Prinzip nach, eben wie- bei 
Prangen Fälle vorkommen können, wo nach der Definition der avarie 
grosse unläugbar eine freiwillige Aufopferung vorliegt, so glaubt die 
Gommission doch, um eine Einheit zu erreichen, in diesem Punkte nach- 
geben zu können, und das um so mehr, da schon bei der ersten Berathung 
des Handelsgesetzbuches der Antrag, Schaden durch freiwillige Strandung 
nicht in avarie grosse aufzunehmen nur mit einer Stimme in der 
Minorität blieb. 

Die Kosten für Abbringung eines gestrandeten Schiffes gehören in 
lallen Fällen zu avarie grosse." 

Abgesehen hiervon charakterisiren sich einzelne der York and 
Antwerp Bules, wie z. B. Eule 2 und 3, gleichsam als Ausführungs- 
bestimmungen zum Handelsgesetzbuch, so dass eine Annahme der sämmt- 
liehen Rules für Deutschland ohne Bedenken erfolgen könnte. 

Wenn der Zweigverein soweit durchaus mit den Ergebnissen des 
Congresses zufrieden sein kann, so ist er andererseits gescheitert mit 
seinem Bestreben, den Gongress zur Annahme grundlegender Prinzipien 
au bewegen. Zieht man, allerdings in Erwägung, dass eine grössere Ver- 
sammlung *— etwa 60 Personnen — nicht geeignet ist, Prinzipien zu 
diseutiren, so fallt diese Thatsache weniger schwer ins Gewicht. Konnte 
man sich im Einzelnen bewogen fühlen, ein Zugeständniss an die Theorie 
der Gegner zu machen, so wollte man doch das dem Einzelfall zu Grunde 
liegende Prinzip selbst nicht acceptiren, da man ja nicht alle Gonsequenzen 
desselben sofort übersehen konnte. Ueber Prinzipien sich zu einigen, 
dürfte denn auch nur einer nicht zu zahlreichen, gut vorbereiteten, mit 
der nöthigen Vollmacht ausgestatteten Gommission, weichet die nöthige 
Müsse gegeben ist, sich in den betr« Gegenstand hineinzuarbeiten, ge- 
lingen. Aus diesen Ghründen wurde denn auch von allen Seiten, die 
Engländer nicht ausgeschlossen, die Wichtigkeit der angeregten Prinzipien 
zwar bereitwilligst anerkannt, die Discussion derselben jedoch für in- 
opportun erklärt und deshalb über die betreffenden Anträge zur Tages- 
ordnung übergegangen. 
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Bedauerlicher ist schon, dass auch diesmal seitens der Vertreter 
von Lloyd's gegen die Beschlüsse des Congresses protestirt wurde. 

Jede neue Concession seitens der Delegirten von Liverpool, Hüll, 
Newcastle on Tyne u. s. w., bestehend aus Rhedem, Versicherern und 
Dispacheuren, rief ihre erneute Opposition hervor, sodass schliesslich der 
Vertreter der Liverpooler Versicherer nicht umhin konnte, Lloyd's entgegen- 
zuhalten, dass ein derartiger prinzipieller Widerstand zwar sehr zU be- 
dauern, da eine Einigung im Wege der gegenseitigen Ueberzeugung im 
Interesse der Sache in erster Linie erwünscht sein müsse, dass man aber 
bei Lage der Sietche die Mittel und Wege zu finden wissen werde, diesen 
Widerstand zubrechen und zwar umsomehr, als die Committee of Lloyd'« 
im Englischen Bhederei- und Assecuranz-Geschäft bei weitem nicht mehr 
eine so prävalirende Stellung einnehme, wie sie dies früher gethan habe. 

Ihren BescKluss fanden die Berathungen des CongrjBSses in einer 
einstimmig angenommenen Eesolution des Inhalts, dass die Zweigvereine 
der „Association^ ersucht würden, Schritte zu thun, welche, geeignet 
seien, den von der Versammlung betreffs der avarie grosse gefassten 
Beschlüssen die Zustimmung der verschiedenen Regierungen zu sichern; 
zugleich sollte von ihnen dahin gewirkt werden, für diese Beschlüsse auch 
die betheiligten Kreise selbst zu gewinnen. Letzteres dürfte wesentlich 
für England maassgebend sein, wo sich denn auch, wie verlautet, bereits 
eine Coalition gegen die Lloyd's Committee gebildet hat. Hiemach dürfte 
gerade jetzt der Zeitpunkt geeignet erscheinen, mit den verschiedenen 
Regierungen in Verhandlungen über die angestrebte Reform einzutreten* 
Es würde eine entsprechende Erklärung seitens der Deutschen und vielleicht 
noch einer oder der anderen Regierung gegenüber der Englischen ausserdem 
wohl die Wirkung haben, die gegen die Lloyd's eröffnete Agitation zu 
unterstützen, beziehungsweise die gesetzgebenden Factoren Englands 
zu veranlassen, im Falle über die Köpfe der Lloyd's hin die allseitig 
erwünschte Reform zu verwirklichen. 

Dass für die eventuellen Verhandlungen die bis jetzt vorliegenden 
Resultate nicht den Anspruch erheben können, als maassgebend im späteren 
Stadium der Berathungen zu gelten, ist selbstredend. Wie viele Gon- 
cessiotien gegenüber dem oben überreichten Berichte *der hiesigen avarie 
grosse-Commissiön noch zu machen sind, ob nicht selbst einzelne Grund- 
sätze zu Liebe der zu erzielenden Einigkeit zu modificiren seien, darüber 
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lässt sich zur Zeit nichts vorhersagen. Der Zweigverein unterlässt es 
daher auch, in dieser Richtung irgend welche Wünsche zu formuliren. 

Wenn er sich auch nun nicht den Schwierigkeiten, welche einer 
derartigen internationalen Abmachung entgegenstehen, verschliesst, so hält 
er doch diese Schwierigkeiten nicht für unüberwindlich, und wenn auf der 
dritten Conferenz von Delegirten Norddeutscher Seestädte im Jahre 1868 
der Antrag auf Anregung der Herstellung eines internationalen „See- 
verkehrgesetzbuches" gestellt, eine dementsprechende Resolution auch 
von der Conferenz gefasst wurde, in den Motiven zu dem Antrage aber 
auf die seiner Zeit durchgesetzte Fertigstellung des D. H.-G.-B. hingewiesen 
und vorgeschlagen werden konnte, das bei diesem beliebte Verfahren 
— es handelte sich auch hier um einige 30 Staaten — auch bei der 
Ausarbeitung des internationalen Seerechts zu Grunde zu legen, so glaubt 
der Zweigverein, sich diesen letzteren Vorschlag — das einzuschlagende 
Verfahren anlangend — bei seinem Antrage bezüglich der avane grosse 
aneignen zu können. Jedenfalls ergiebt der bisherige Verlauf der über 
diesen Gegenstand gepflogenen freien Verhandlungen, dass die interessirten 
Kreise allerseits aufs Lebhafteste ein derartiges internationales Vorgehen 
unterstützen werden, und hat sich daher der Vorstand des Deutschen 
Zweigvereins für verpflichtet gehalten, in Ausführung des ihm vom Con- 
gresse in Antwerpen gewordenen Auftrages an die hohe Reichsregierung 
die Bitte zu richten, mit den verschiedenen Seestaaten Verhandlungen 
anzuknüpfen, um in erster Linie eine generelle, internationale Regelung 
des avarie grosse-Rechts herbeizuführen, sofern aber eine solche scheitern 
sollte, wenigstens die Aufnahme der York and Antwerp Rules in die 
einzelnen Gesetzgebungen zu bewirken, indem eventuell auch schon die 
gleichmässige Handhabung der in den genannten Rules enthaltenen Vor- 
schriften viele der heute auf diesem Rechtsgebiete obwaltenden Schwierig- 
keiten beseitigen würde. 



Bremen, im October 1877. 



Namens des Vorstandes: 

H. H. Meier, Marens, Dr., 

Vorsitzender. Schriftführer. 




